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Kozierowski, St. Die urſprüngliche Befiedlung des 

großpolniſch⸗ſchleſiſchen Grenzlandes zwiſchen Obra 

und Oder, Warthe und Bober im Lichte der geogra⸗ 
phiſchen Namen. 


Im 2. Teile dieſer in „Slavia Occidentalis“ VII begonnenen 
Arbeit) beſprichk der Verfaſſer zunächſt die von Namen oder Bei- 
namen der Anfiedler herrührenden Ortsnamen (Kap. IV, 7), zibf 
dann eine Zuſammenſtellung der Namen und Beinamen nach den 
Suffixen und ihrer Zahl in jedem Typus (Kap. V) und zieht end- 
lich die Schlüſſe aus dem Vergleich des kopographiſchen Makerials. 
Er ſtellt feſt, daß die Namen der Gewäſſer überwiegend auf eine 
oſt⸗weſtliche Richtung der Beſiedlung des in Frage kommenden 
Gebiets hinweiſen, daß längs der Warthe ſich immer wiederholende 
kopographiſche Namen von demſelben oder ähnlichen Klange auf- 
kreten, während man längs der Oder nur wenige derartige Namen 
feſtſtellen könne. Eine zweite Richtung der Beſiedlung fei die nord. 
ſüdliche von Großpolen nach Schleſien, beſonders die Namen am 


1) Vgl. die Beſprechung des erſten Teiles in „Oftland-Be- 
richte“, Ihrg. II, S. 176. 
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(Die urſprüngliche Beſiedlung des großpolniſch⸗ſchleſiſchen Grenzlandes.) 

linken Ufer der Oder von Glogau bis Sprokkau erinnerken an die 
Gegend von Goſtyn, Koften und Schrimm. Auch zwiſchen Kaliſch 
und Lelow wiederholten ſich längs der Prosna die Orksnamen in 
nord-ſüdlicher oder auch umgekehrt ſüd-nördlicher Richtung. In 
Schleſien finde man fih wiederholende Ortsnamen, die augenfchein- 
lich von einer Gegend in die andere überkragen worden ſeien. Vom 
13. Jahrhundert an ſei dann ein Vordringen der ritterlichen und 
bäuerlichen Bevölkerung von Schleſien nach Norden und Oſten zu 
bemerken. Endlich gebe es auf dem beſprochenen Gebiete einige 
Orksnamen, die Enkſprechungen in einem andern polniſchen Gebiet 
oder in andern Ländern fänden. 

Zum Schluſſe beſpricht der Verfaſſer die Sprachgrenze zwiſchen 
dem Polniſchen und dem Niederlauſitziſchen am Bober. Er behaup- 
tet, daß das linke Ufer des Bobers von Kroſſen bis Sagan polniſch 
geweſen ſei: „Die ursprünglichen Namen der polnischen Ansied- 
lungen nannten die Deutschen später wendisch, um die Spuren 
der polnischen Herkunft zu verwischen“ (3. B. 1310 Sagor polo- 
nicale, heute Wendiſch Sagar) 2). Vom linken Ufer des Bober 
bis zur Neiße zwiſchen Bobersberg, Naumburg, Sommerfeld und 
Guben überwögen die niederlauſitziſchen Namen, doch fänden ſich 
auch einige, die auf die öſtlichen und nördlichen polniſchen Gegen— 
den hinwieſen, heute fei hier die flavifhe Sprache erloſchen. Süd- 
lich von Sommerfeld und weſtlich vom Bober in der Gegend von 
Sahrau und Sagan nach der Oberlauſitz zu gebe es nur wenige 
Namen, die auf den polniſch-ſchleſiſchen Often hinwieſen. Weiter 
nach Süden auf dem Gebiete der Oberlauſitz nach der Neiße und 
dem linken Ufer des Queiß zu erinnerken nur noch einige Namen 
an Schleſien und Großpolen. 

Als Refultat feiner Unterfuhung bucht der Verfaſſer: 
„Die Wiederholung der geographischen, und besonders der Ge- 
Wässernamen . . .. auf dem großgpolnisch- schlesischen und dem 
lausitzischen Gebiet bestätigt die Ansicht Mik. van Wijks (Prace 
filologiczne XI, 115, 1927), daß vor der deutschen Kolonisation 
das polnische und das lausitzische Territorium ein ununter- 
brochenes Sprachgebiet bildeten.“ 

[Pierwotne osiedlenie pogranicza wielkopolsko-$laskiego 
między Obrą i Odrą a Wartą in Bobrem w świetle nazw 
geograficznych“ in: „Slavia Occidentalis“ VIII (1929), 
S. 231—391.] (57) 


Rudnicki, M. Die Wurzel -*sveid- // veid- in einigen 
lechiſchen Namen. 

Der nachfolgend beſprochene Aufſaßz ift wieder ein Beiſpiel da- 
für, auf welch ſchwankender Grundlage der Poſener Profeſſor 
Rudnicki feine „wiſſenſchaftliche“ Beweisführung aufbaut. Dies- 
mal glaubt er allen Ernſtes bewieſen zu haben, daß die Slaven 
ſchon feit faſt 5000 Jahren im Weichſelgebiek anſäſſig feien! 

Nach einer ſemaſiologiſchen Behandlung der im Indiſchen, 
Baltiſchen, Germaniſchen, Ikaliſchen (Lakeiniſchen) und Ilyriſchen 
(Albaniſchen) belegten Wurzel sveid— „ſchwitzen“, durch die er als 
Grundbedeukung „Flüſſigkeik“ zu erweiſen ſucht, unternimmt es 
der Verfaſſer, die verſchiedenen Ablaukformen der Wurzel (theo- 
retiſch sveid—, svoid—, svid— und veid—, void—, vid—) im 
Slaviſchen nachzuweiſen und bringt hierzu eine recht große An- 


2) Dem Verfaſſer müßte eigenklich die weitverbreitete Anwen- 
dung des Wortes „wendiſch“-ſlaviſch bekannt fein. 
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(Die Wurzel *sveide//veids in einigen lechiſchen Namen.) 
zahl von Fluß- und Ortsnamen beit), Diefe Namen finden fih in 
den Flußgebieten des oberen und mittleren Dnjepr, des oberen und 
mittleren Njemen, der Weichſel von ihrer Quelle bis zur Mün- 
dung und der oberen und unteren Oder. Die Prüfung des ſprach- 
lichen Materials ergibt nach Rudnicki, daß „sich nichts feststellen 
läßt, was in irgendeinem Punkte oder einer Einzelheit nicht zu den 
semantischen Ableitungs-, Wortbildungs-, und lautlichen Eigen- 
tümlichkeiten der slavischen und im besonderen lechischen 
brachen stimmen würde.“ Ja man könne „auf Grund der 
igentümlichkeiten dieser Sprachen die heutigen Formen der 
esprochenen Namen ohne Hindernis bis zu den indogermani- 
Schen Zeiten zurückführen. Auf diesen Grundlagen kann man 
kühn behaupten, daß die geographischen Namen von der Wur- 
zel *sveid— / *veid— unmittelbar von den indogermanischen 
Zeiten bis auf den heutigen Tag fortgesetzt sind von demselben 
Sprachlichen Element, d. h. von dem sprachlich gleichen Volk 
zw. Stamm, d. h. von dem slavischen Stamm, genauer von 
dem lechischen Stamm, soweit es sich um in Gegenwart oder 
ergangenheit lechische Länder handelt. Daraus geht dann 
hervor, daß in der Zeit, als die Indogermanen das Becken der 
Ostsee einnahmen, sich slavische bzw. lechische Stämme an 
den Punkten niederließen, an denen sich die besprochenen 
amen von der Wurzel *(s)veid— feststellen lassen und in 
diesen Gegenden ohne Unterbrechung bis zum heutigen Tage 
verweilen. Das bedeutet, daß sie hier in der jüngeren Steinzeit, 
also mindestens 3000 Jahre vor Chr. erschienen?).“ 

Die deutſche Wiſſenſchaft behaupte, daß in den in hiſtoriſcher 
Zeit lechiſchen Ländern vorher andere Völker geſeſſen hätten, 
„im Gegensatz zu diesen unzureichend begründeten Annahmen 
ist es hohe Zeit, streng objektiv auf vollständig sichere — 
notabene soweit von Sicherheit in so schwierigen Fragen 
die Rede sein kann — Daten, Schlüsse und Folgerungen über 
die vorhistorische Bevölkerung der Länder im Flußgebiet der 
Weichsel zu stützen.“ Der Verfaſſer bemüht fih dann nachzu- 
weiſen, daß die Nachrichken der griechiſchen und römiſchen Schrift- 
ſteller, beſonders des Tacitus, über die Bevölkerungsverhältniſſe 
im Weichſel. und Odergebiet recht ungenau feien, denn vielfach 
habe Tacitus die Stellung von Völkerſchaften nach äußerlichen, 
aber nicht nach ſprachlichen und infimeren ethnifhen Merkmalen 
beurteilt, da ihm die letzteren unbekannk geweſen ſeien. So rechne 
er die Veneter nur deshalb nicht zu den Germanen, weil fie 
politiſch ſelbſtändig waren; unkerworfene flavifhe Stämme zähle 
Tacitus zu den Germanen, fo die Lemovii, deren Namen der Ver- 
faſſer zu dem kſchechiſchen Stammesnamen Lemuzi und den polni- 
ſchen Ortsnamen Łomazy, Łomża ſtellt. Der Verfaſſer folgert da- 
her: „Bei diesem Stande der Dinge ist es, da man sich so 
wenig auf die geographischen Angaben des Tacitus verlassen 
kann, sehr angezeigt, sich auf das zu stützen, was eine größere 
Seographische Sicherheit bietet. Und da haben einen bedeuten- 
den Grad von Sicherheit die geographischen Namen. Aufgabe 
muß es demnach sein, ihren ganzen Vorrat einer genauen Re- 
vision zu unterziehen und sich zu bemühen, festzustellen, ob 
und welcher von ihnen slavisch, ob und welcher germanisch, 
ev. welche andere sind. In jedem Falle kann man jetzt sicher 
behaupten, daß es eine Legende, die begraben werden muß, ist, 
daß die überwiegende Mehrheit der geographischen Namen im 
Weichselgebiet germanischen Charakter habe. Im Gegenteil, in 


1) Es fehlt aber überall die Prüfung der Frage, ob die betref- 
fenden Namen nichk noch eine andere Erklärung zulaſſen, ſei es 
von einem anderen Stamme aus, ſei es auf Grund einer anderen 
Sprache, was z. B. bei Wisla „Weichſel“ beides der Fall iſt! 

2) Der Boden für diefe erſtaunliche Behauptung ift recht un- 
ſicher. Hierfür müßte man verlangen: 1. den Nachweis, daß alle 
als Beweis genannten Bildungen oder wenigſtens der größte und 
wichtigſte Teil nur ſlaviſch und nichts anders fein können, wofür 
aber die wichtige Wisla ſchon ausfällt!), 2. den Nachweis, daß die 
Schöpfung der Namen ſchon in die indogermaniſche Urzeit fallen 
muß und nicht erft ſpäter geſchehen oder die Benennung erft ſpäter 
a irgendwoher auf die betreffenden Srtlihkeiten übertragen fein 

ann, 
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einer ganzen Reihe von Fällen ließ sich beweisen, daß die 
Namen an ihrem Leibe deutliche Zeichen slavischer Herkunft 
tragen. Besonders fruchtbar in ihren Folgen erweist sich die 
Herausschälung der Wurzel *(s)veid— in den Namen des Fluß- 
gebiets der Weichsel und außerhalb von ihr. 

Der Sitz aber, von dem aus diese Namen ausgingen, ist sicher 
die Weichsel, da in ihrem Flußgebiet bzw. in seiner Nähe die 
von dieser Wurzel gebildeten Namen am zahlreichsten sind und 
am meisten ältere Nebenformen aufweisen. Diese Neben- 
formen lassen sich einzig und allein vom Gesichtspunkt 
des Slaventums dieser Namen aus begreifen, d. h. daß 
sie solche Merkmale in Lautgestalt und Bau aufweisen, wie 
wir in der Sprachwissenschaft gewohnt sind, den aus der indo- 
germanischen Masse sich absondernden slavischen, genauer ge- 
sagt lechischen Sprachen, zuzuschreiben. Diese Tatsache 
spricht hauptsächlich dafür, daß sich im Weichselgebiet das 
slavische Urvolk bildete und von dort nach Osten und Westen, 
Norden und Süden sich verbreitete. Meine Feststellung der Tat- 
sache in „Slavia Occidentalis“ VII, 453—504, daß sicher der 
Ausgangspunkt der Benennung Venedi, d. h. der lautlich g er- 
manischen, das Flußgebiet der Warnow im östlichen Meck- 
lenburg ist?), enthält noch nicht implicite in sich die Behaup- 
tung, daß Ostmecklenburg die Urheimat der Slaven sei. Es ist 
das ein merkwürdiger und interessanter Fall, aber er kann 
geradezu darauf beruhen, daß ein slavischer, genauer gesagt 
lechischer Stamm, im 1. oder 2. Jahrhundert v.Chr. oder etwas 
später nach den Gegenden an der Warnow durch die aus Skan- 
dinavien landenden Germanen (Goten, Rugier, Langobarden 
usw.) gedrängt wurde und sich dort längere Zeit erhielt. Er 
hatte den eigenen Namen *Ven-et-o-s, den die Germanen über- 
nahmen und dann auf alle ihnen bekannten Slaven, d. h. vor 
allem auf die Lechen, und überhaupt die Westslaven, über- 
trugen. Der Stamm erlag dann vielleicht sogar der Germanisie- 
rung und erlebte dann die abermalige slavische Invasion bis 
zur Elbmündung nicht?). Aus dieser Auffassung der Dinge 
würde hervorgehen, daß Tacitus bei seinem Bericht über die 
Venedi sicher hauptsächlich die Westslaven im Sinn hatte und 
bei ihm deshalb „(Venedi) potius inter Germanos referuntur“, 
denn diese Nachbarn müssen viele gemeinsame Züge gehabt 
haben. Endlich besteht auch der heutige ganze Osten Deutsch- 
lands hauptsächlich aus Nachkommen früherer Lechen.“ 

[Pierwiastek *sveid— // *veid w niektörych nazwach 
lechickich; in: „Slavia Occidentalis“ VIII (1929), S. 392— 
411.] (71) 


3) Daß diefe „Tatſache“ u. a. von H. Witte in „Meclenburg- 
Stkrelitzer Heimatblätter“ 5, S. 33 ff. in einem Aufſaß, den der 
Verfaſſer kennt, als unrichtig zurückgewieſen wird, ficht ihn gar 
nicht an. 

4) Ein febr bemerkenswerker Rückzug! Durch ihn werden aber 
alle früheren Schlußfolgerungen des Verfaſſers über den Haufen 
geworfen. Denn wenn die „Venekos“ einmal germaniſierk waren, 
fo hörte der Name damit auf, ein Slavenname zu fein; wenn er es 
ſpäter an derſelben Stelle wieder war, ſo könnke dies nur dadurch 
gekommen fein, daß entweder die neu einwandernden Slaven eben- 
falls „Venekos“ waren, was ein recht merkwürdiger Zufall fein 
würde, oder der germaniſierte Stamm der „Venekos“ müßte wie- 
der ſlaviſiert fein, Wo bleibt dann aber der Beweis, daß es ur- 
ſprünglich Slaven waren, da es auch noch kelkiſche und illyriſche 
Veneter gab? 
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Rudnicki, M. Beſprechungen von: 


Rudolf Much, Germaniſche Stämme in Oſtdeukſchland im klaſſi⸗ 
ſchen Altertum (Der Oſtdeutſche Volksboden, S. 101—117.) 

Hans Seger, Völker und Völkerwanderungen im vorgeſchichk⸗ 
lichen Oſtdeulſchland (ib. S. 67—86). 

Wolfgang La Baum e, Das Land an der unteren Weichſel in 
vor- und frühgeſchichllicher Zeit (ib. S. 87—100), 


In dieſer Sammelbeſprechung behandelt Rudnicki drei Auf- 
ſätze, die in dem von W. Volz herausgegebenen Werk: „Der oft- 
deutſche Volksboden“ (Breslau 1926) erſchienen find. Wir berich- 
ken ausführlich über dieſe Beſprechung, weil ſie einen lehrreichen 
Beikrag zur Kennknis der Geiſtesverfaſſung bringt, welche die 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten des „Weſtſlaviſchen Inſtituts an der 
Univerfität Poſen“ beherrſcht. 

Der von Much in feinem Aufſatz (a. a. O. S. 110) mit Recht 
gerügte Mißbrauch des Workes „Vandalismus“ veranlaßt unſern 
Rezenſenken zu folgenden Ausführungen: 

„Es ist hier wert, darauf aufmerksam zu machen, daß Wil- 
helm II., als er seine Truppen nach China sandte, sie auffor- 
derte, sich zu betragen wie die Hunnen. Und während des 
Krieges 1914-1918 war die Verwüstung des nördlichen Frank- 
reichs, die Aussaugung Polens durch Reduisitionen außerordent- 
lich hoch und kann sowohl in Frankreich wie in Polen sprich- 
wörtlich werden. In den polnischen Provinzialmuseen des ehe- 
maligen Kongreßpolen werden bis jetzt Lebensmittelportionen 
. aufbewahrt, die an die örtliche Bevölkerung durch die requirie- 
renden deutschen Truppen ausgeteilt wurden. Es entsteht die 
Frage, ob sich nach ein paar hundert Jahren bei den Nachkom- 
men der heutigen Deutschen ein ähnlicher Protest zeigen wird, 
der diese Nachrichten als „Verleumdung“ behandelt, so wie es 
jetzt R. Much im Verhältnis zu den Vandalen tut?“ 

Der zweite Vorwurf, den Rudnicki gegenüber Much erhebt, 
iff, daß Much feine Lefer über das, was er „Oſtdeutſchland“ 
nenne, im Unklaren laſſe: „Spricht dieser Begriff von dem 
Ostdeutschland nach dem Versailler Vertrage oder vor ihm, 
oder von dem Ostdeutschland aus dem 15., 14., 12., 10. Jahr- 
hundert? Es ist dies der erste und sehr ernste Vorwurf wissen- 
schaftlicher Ungenauigkeit bei Much, einer aller Wahrschein- 
lichkeit nach absichtlichen Ungenauigkeit mit politischer 
Grundlage“. Rudnicki verlangt demgegenüber, daß man von den 
Flußgebieken der Weichſel, Elbe uſw. ſpreche. 

Weiter wirft Rezenſenk der Arbeit Muchs vor, daß fie im Un- 
klaren laffe, ob die „Oſtdeukſchland“ benannten Länder vor der 
Ankunft der Germanen bewohnt waren oder nicht und woher die 
nach dem Abzug der Langobarden einrückenden Slaven gekom- 
men ſeien: „Die Slaven hielten sich demnach irgendwo in 
£<roßer Menge auf, unbekannt wo, in jedem Falle nicht in Ost- 
Preußen, wo nach Much bis zum 7. und sogar bis zum 8. Jahr- 
hundert Goten waren. Die Slaven traten wie ein deus ex ma- 
china in der Geschichte auf und zwar mit einem solchen Er- 
folg, daß sie bis heute von der Elbe bis zur polnischen Grenze 
physisch blieben und bis heute in der Lausitz und im deut- 
schen Schlesien noch ihre Nationalität erhielten.“ 

Auf oſtdeutſchem Boden fei Much geneigt, außer Kelten und 
Illyriern ſogar Tocharer zuzulaſſen: „Diese werden natürlich 
nicht sog. „historische Rechte“ anmelden, denn es gibt sie nicht 
mehr, sie sind also weniger gefährlich als die sicher in histo- 
rischer Zeit hier angesessenen Slaven. Also über diese letzte- 
ren, über die Möglichkeit ihres Aufenthalts gerade hier 
— kein Wort“. Wenn Much weiter die Vidivarier als gepidiſch- 
baltiſches Miſchvolk hinſtelle, „muß man aus diesem Satz schlie- 
ßen, daß Much die Möglichkeit zuläßt, daß auf dem linken Ufer 
der unteren Weichsel) ein fremdes baltisches Volk, sicher die 


1) Daß die Vidivarier am linken Ufer der Weichſel ſaßen, jagt 
Muh niht: wenn ihr germaniſcher Beſtandkeil gepidiſchen Stam- 
mes war, wird man ihre Urheimat doch auf den Gepideninſeln, 
d. h. im Weichſeldelta, ſuchen müſſen, und hierfür iſt, auch für 
ſpätere Zeit, eine lechiſche Bevölkerung noch ſehr problemaliſch. 
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(Rudnici, M. Beſprechungen⸗) 

Altpreußen, saß, unter denen die Gepiden siedelten und mit 
denen sie sich dann vermischten. Also nicht lechische (polni- 
nische) Slaven waren zur Zeit des Einfalls der Gepiden am 
linken Ufer der unteren Weichsel, sondern Altpreußen! Much 
behauptet das trotz der notorischen Tatsache, daß am linken 
Ufer der unteren Weichsel niemand jemals altpreußische 
Sprachreste festgestellt hat, daß man im Gegenteil behaupten 
kann, daß alle Namen dieser Gegenden lechisch, pomoranisch- 
kaschubisch, polnisch sind mit Ausnahme einiger, die sicher 
germanischer Herkunft sind (Verissa — lech. Wierzyca = ver- 
deutscht Ferse) und vielleicht überhaupt indogermanischer 
(Tczew — Dirschau, vgl. Slavia Occidentalis III/IV, S. 324). 
Natürlich kann auch hier das Motiv einer solchen Darstellung 
der Sache — unter anderem — der Umstand sein, daß die Alt- 
preußen in ihrer Gesamtheit im deutschen Element aufgingen 
und die altpreußisch-deutschen Mischlinge im heutigen Ost- 
preußen bildeten, also sog. „historische“ Rechte auf die Länder 
an der unteren Weichsel nicht anmelden werden, besonders 
solche, die im Widerspruch mit dem deutschen National- 
interesse stehen würden.“ 

Eine unmittelbare Berührung zwiſchen Germanen und Slaven 
geſtehe Much nur für Schleſien zu, aber der Name Slask habe viel- 
leicht gar nichts mit den Silingen zu kun und, daß der Name 
Nimpſch ein Überbleibfel von den Silingen her fei, fei noch nicht 
bewieſen. „Und selbst wenn es wirklich so wäre, so ist es aller- 
dings möglich, daß die in Schlesien ankommenden oder sitzen- 
den Lechen, d. h. die Slezanie des sog. bayrischen Geographen 
des 9. Jahrhunderts, die Reste der Silingen mit dem Namen 
*Nemci benannten, aber dann würde sicher das lechische 
*Nemci des 3. Jahrhunderts n. Chr. nicht „die Deutschen“ be- 
deuten, sondern die Reste der Silingen, die nicht die lechische 
Sprache verstehen. Der ethnische Begriff „die Deutschen“, ob- 
gleich mit demselben Namen von den Slaven bezeichnet, ist 
bedeutend später und bestimmt in seiner Bedeutung das Volk, 
welches westgermanische, genauer deutsche Dialekte spricht 
und, wie wir heute wissen, aus einer Mischung von West- 
germanen, Kelten, Westslaven und baltischen Altpreußen ent- 
standen ist. Endlich zu behaupten, daß die schlesischen Lechen 
die Silingen mit dem Namen *N&mci benannten, und gleich- 
zeltig behaupten, daß der Name Slask sich von dem Namen der 
Silingen herleitet, enthält in sich einen unzweifelhaften Wider- 
spruch: es ist nämlich schwer anzunehmen, daß die Lechen die 
Silingen einmal mit ihrem eigenen Namen benannten, das 
andere Mal mit dem Namen *N&mci, der erst aus beträchtlich 
späteren Zeiten bekannt ist.“ 

Hinſichtlich der Länder an der Oſtſee geſtehe Much indirekt 
eine vorgermaniſche Bevölkerung dadurch zu, daß er ſage, die Ger- 
manen hätten ſich hier in „Handelskolonien“ angeſiedelt. „Es er- 
gibt sich dann die Frage, wer diese Länder zusammen mit den 
Germanen und sicher als ihre Untertanen einnahm. Die ein- 
fachste Antwort auf diese schwierige Frage ist die, daß diese 
Länder wenigstens im Fluggebiet der Oder und Weichsel von 
den Völkern eingenommen waren, die wir dort unmittelbar 
nach dem Abzug der Germanen oder nach ihrer Verdrän- 
gung durch das örtliche Element finden, d. h. von den Balten 
(— Altpreußen) in Ostpreußen und von den Slaven-Lechen in 
den übrigen Gebieten. Es scheint aber, daß der letzte Fall, d. h. 
die Vertreibung der Germanen durch das örtliche Element, sie 
nur für die Gegenden annehmen läßt, die voraussetzungsgemäß 
von Slaven besetzt waren, und zwar deswegen, weil 1.) die 
Germanen in Ostpreußen auch später, nach dem Abzug der 
Germanen aus dem Flußgebiet von Weichsel, Oder und Elbe, 
zu sitzen scheinen, 2.) die Altpreußen sich dann nicht weiter 
auf weitere Gebiete verbreiten, während die Slaven gerade 
dann nach dem Abzug der Germanen sich in allen 
Richtungen ausdehnen und schon im 6. Jahrhundert bis an die 
Donau und sicher, vielleicht schon im 2. Jahrhundert n. Chr., 
bis an und über die untere Elbe reichen, worauf ich Slavia 
Occidentalis III/ IV, S. 366 ff. hingewiesen habe. Das wäre die 
vollständig verständliche Ausbreitung eines siegreichen Ele- 
ments und die Vertreibung weiterer Germanen aus ihren Sitzen 
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als Folge des grundsätzlichen Sieges über ihre Unterjocher. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß das bedingt war durch einen 
Druck bzw. die Hilfe mehr östlicher slavischer oder auch 
nichtslavischer Stämme. Auch braucht man sich nicht vorzu- 
stellen, daß die Unterwerfung vollständig war, vielmehr be- 
ruhte sie auf einer Dislozierung bewaffneter germanischer 
Scharen in einigen wichtigeren Punkten, d. h. Verkehrsknoten, 
an Flüssen usw. Diese Garnisonen trieben Raub, Handel und 
übten zugleich das politische Übergewicht aus, denn jeder 
fremde Reisende oder Abgesandte oder Kaufmann mußte mit 
ihnen rechnen.“ 

Solche germanifhen Stügpunkte feien Wenſiorri in Pomme- 
rellen, Waſorz bei Inowraclaw, bei Pulfusk u, a. gewefen, Auch 
der Name Wiſtlawudu an der oberen Weichſel deute darauf hin, 
denn er fei geradezu eine germaniſche Überſetzung des ſlaviſchen 
Wislane. Dem Fremden, der keine nähere Kennknis der Ver- 
hältniſſe hatte, ſei dann das Land germaniſch erſchienen, und des- 
halb hätten die Informationen des Tacikus über die ethniſche Zu- 
ſammenſetzung dieſer Gegenden nicht vollſtändig fein können. Eine 
Beſtätigung dieſer Auffaſſung der Frage ſei es, daß das Polni- 
ſche zur Bezeichnung der Dänen zwei Stämme: dun- und dan- 
habe. Der erſtere habe urſprünglich die lugiſchen Dunai bezeichnet, 
er ſei eine Spur der Nachbarſchaft der Lechen an Oder und 
Weichſel mit den Dunai und fei erft, als die Erinnerung hieran 
erloſchen war, auf die Dänen überkragen. 

Rudnicki legt nunmehr feine Anſchauung von den ethno- 
graphiſchen Verhältniſſen in Oftdeutfchland dar: „Der Zustand der 
Fluggebiete der Weichsel, der Oder, des rechten Ufers der 
Elbe und des Küstenlandes der Ostsee war folgender: slavi- 
sche, bzw. vielleicht schon in gewisser Bedeutung lechische 
Stämme bevölkerten dünn die Länder zwischen Weichsel und 
Oder sowie ein wenig nach Osten und Westen von diesen 
Flüssen. Die lechische Bevölkerung kann hier bis in die Zeit 
der sog. Lausitzer Kultur reichen. Skandinavische bzw. ost- 
germanische Stämme, bedrückt durch Not und Klima- 
verschlechterung, wanderten von den Inseln und der skandi- 
navischen Halbinsel auf das Festland aus. Die Einwanderung 
geschah auf dem Strich von der Elbmündung bis an Memel und 
Düna, und in den Zeiten der Waräger erreichte sie sogar die 
Newa. Wie es scheint, kamen die ersten Germanen an die 
untere Weichsel um das 8. Jahrhundert v. Chr., wie ich Slavia 
Occidentalis V, S. 448—524, gezeigt habe, und diese erschienen 
später unter dem Namen Bastarnen und Skiren am Schwarzen 
Meer im 2. Jahrhundert v. Chr. Schon an der Weichsel er- 
lagen sie der Vermischung mit Lechen Dann erschienen 
andere germanische Stämme, wie die Burgunden und Goten. 
Alle diese Ansiedlungen hatten räuberisch-kaufmännischen 
Charakter, ähnlich wie die warägische Ansiedlung in Rußland 
oder die dänische bei Wollin. Die örtlich angesessenen lechi- 
schen Stämme waren zahlreicher, aber da sie sich mit Acker- 
bau beschäftigten, waren sie nicht stärker organisiert und er- 
lagen deshalb zum Teil den Germanen, zum Teil lebten sie mit 
ihnen zusammen auf der Grundlage des Austausches von Dien- 
sten. Es ist klar, daß die äußere Vertretung des Lan- 
des unter diesen Bedingungen nur die bewaffneten Siedlungen 
der allerdings nicht zahlreichen, aber bewaffneten und organi- 
sierten Germanen bilden konnten . .. Dieser Zustand dauerte 
hier und dort, solange die örtliche Bevölkerung sich nicht zur 
Vertreibung der Eindringlinge aus gewissen Gegenden auf- 
raffte und sich nicht von der Bedrückung befreite. Das Land 
war also slavisch, das äußere Ansehen aber germanisch, dieser 
Tatsache entspricht die im allgemeinen rein slavische, lechische 
Onomastik des Landes, die nur an einigen Punkten germanische 
Namen wie Wierzyca, Wesiory, Wasiorz, Skrwa, Pultusk, viel- 
leicht Grudziadz usw., aufweist. Auch die Langobarden zogen 
durch slavische Länder, nämlich durch Antail (vgl. Bainail, 
Burgundail). Die Anten sind nämlich die Slaven (vgl. Brückner 
Slavia Occidentalis III, S. 204). 

In einer Reihe von Fällen erlag die zugewanderte Bevölke- 
rung sicher der sprachlichen Assimilierung, besonders in den 
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Gegenden wird man das beachten müssen, wo sich germani- 
sche, sodann lechisierte Namen erhalten haben. In anderen 
Gegenden, wo sich die germanischen Gefolgschaften der ört- 
lichen Bevölkerung kräftig widersetzten, können sie beseitigt 
sein durch einen Aufstand der örtlichen Bevölkerung, die von 
außen her unterstützt oder nur durch einen Mißerfolg der Be- 
drücker im Kampfe mit neuerscheinenden Völkern angereizt 
wurde. Der letzte Fall kann auch gelegentlich eines rivalisie- 
renden Kampfes zwischen einzelnen germanischen Gefolgschaf- 
ten, z. B. zwischen Burgunden und Gepiden, vorgekommen 
sein. Geschwächt durch den gegenseitigen Kampf wurden 
durch die örtliche Bevölkerung sowohl z. B. die Burgunden, 
wie dann auch die Gepiden vertrieben. Es ist auch wahrschein- 
lich, daß Mißwachs oder Viehseuche in vielen Fällen zu schär- 
feren Reibereien mit der örtlichen Bevölkerung führen konn- 
ten, besonders wenn die rücksichtslose Ausplünderung der 
lechischen Bevölkerung sie zu Verzweiflung brachte . 
Endlich ist es möglich, daß einige Gefolgschaften der Ger- 
manen?) von selbst das ausgesogene, ausgeplünderte und 
verheerte Land verließen, bessere Beute suchend, wie es bei 
berufsmäßigen Räubern und Piraten?) immer 
der Fall ist. In jedem Falle scheint es richtig zu behaupten, 
daß die Wanderung der Germanen im Zusam- 
menhang steht mit der unmittelbar ihr fol- 
genden Ausbreitung der Slaven nach allen 
Seiten. Wie ich schon Slavia Occidentalis V, S. 418—438, 
bemerkt habe, muß der Mittelpunkt des Widerstandes der 
Slaven-Lechen die religiöse Organisation gewesen sein, die in- 
folge der im Kampfe gegen die Germanen erreichten Erfolge 
eine dominierende Stellung bei den westlichen Lechen gewann 
und sich bei den Liutizen und Rügenern, teilweise sogar auch 
bei den Pomoranen und Obotriten zu einer vollen Theokratie 
umbildete. In Polen führte dies sicher das Geschlecht der 
Piasten aus; daher ist es der Vertreter des Bauerntums, das 
gegen die Ritterschaft kämpft, und mit dem Auftreten dieses 
- Geschlechts verbindet sich die Umwandlung des Ethnikons 
*Ven-et- in *Pol-jan-. 

Eine derartige Fassung der Vorgeschichte der lechischen 
Länder in der Zeit um Christi Geburt ist unzweifelhaft natür- 
licher und entspricht mehr den geschichtlichen Tatsachen, die 
aus diesen Ländern und anderwärtsher (Rußland, England, fran- 
zösische Normandie usw.) bekannt sind, als die Ansetzung von 
Nordillyriern, Karpodaken oder Tocharern an der Weichsel, von 
denen sich eine sprachliche Spur bisher noch nicht im gering- 
sten Grade hat feststellen lassen. — Soweit es sich um die 
Sprache handelt, kann vielleicht nur germanisch Silber = 
gotisch silubr aus dem Slavisch-Baltischen entlehnt sein und ist 
eine Spur des Aufenthalts der Germanen in lechischer Um- 
gebungs).“ 

Weit weniger ausführlich beſpricht Rudnicki die Arbeiten 
Segers und La Baumes. Ihnen wirft er vor allem einen methodi- 
ſchen Fehler vor: „Diese Herren sind insofern rücksichtsloser, 
als sie als Prähistoriker, die auf dem Gebiete der materiellen 
Kultur arbeiten, fast gar nicht an den engen Zusammenhang 
denken, der zwischen der Sprache und der betreffenden Natio- 
nalität herrscht. Aus den Ausführungen Segers — und auch 
La Baumes — könnte man sogar die Uberzeugung gewinnen, 
daß für ihn die Funde der materiellen Kultur eine mindestens 
ebenso lebendige Verbindung mit der Nationalität des betref- 
fenden Fundgebiets haben wie z. B. die Sprache. Es ist das 
eine wirklich geradezu unbegreifliche Verblendung, die, soweit 
mir bekannt ist, im Widerspruch steht zu den methodi- 
schen Grundsätzen der wissenschaftlichen 
Prähistorie, die doch vor allem die Bereiche der mate- 
riellen Kulturen erforscht.“ Daß materielle Erzeugniffe 


2) Von uns geſperrt! (Red.) 

3) Wahrſcheinlicher ift bei den ſchwierigen Laukverhältniſſen 
doch die alte Annahme, daß das germaniſche und das ſlaviſch⸗ 
baltiſche Wort aus einer gemeinſamen unbekannten Quelle ent- 
lehnt ſeien. 
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eines beſtimmten Charakters durch ſolche von anderem Charakter 
erſetzt werden, komme häufig vor, wie in den Jahren 1850—1920 
in Großpolen oder gegenwärkig in den Küſtenländern Afrikas: 
„Das sind — scheint es — alltägliche Tatsachen, und doch zeigt 
Sich, daß man für entlegene Zeiträume ihren Wert beständig 
unterstreichen muß, weil gescheite Leute sie vollständig ver- 
Lessen.“ Wenn Seger und La Baume im Oſtſeegebiek ein Oft- 
germanien mit zahlreichen, den Nordgermanen verwandten Völ⸗ 
kern, ſähen, fo fei das „leider bisher Phantasie“. Zahlreich könn- 
ken die Oſtgermanen hier nicht geweſen ſein, da Skandinavien 
ſelbſt nur ſchwach bevölkert geweſen fei, fie hätten ſicher nicht ein- 
mal 2 9% der orksangeſeſſenen Bevölkerung befragen. Die zahl- 
reichen Funde erklärten ſich dadurch, daß fie mit ihren und viel- 
leicht auch importierten ſzandinaviſchen Erzeugniſſen Handel ge- 
krieben hätten. Mit der geringen Zahl ſtehe auch das Verſchwin— 
den ſo vieler Germanenſtämme in Zuſammenhang: „es genügte 
nämlich, etwa 1000 Krieger zu töten, damit der ganze Stamm 
aufhörte zu existieren“. Das Fehlen der Funde nach dem Abzug 
der Germanen erklärt Rudnicki dadurch, „daß sicher mit ihnen 
die obere, von ihnen militärisch organisierte Schicht abzog, 
und die zurückgebliebenen ärmeren Siedler längere Zeit 
Srößere Kulturansprüche nicht hatten, sondern sich mit den 
einfachsten Erzeugnissen aus Rinde und Holz begnügten, die 
unwiederbringlich dem Verderben anheimfielen. Außerdem 
Sind der Anlaß dafür die Unruhen, die sich mit dem Abzug der 
Germanen verbanden, und die beträchtlichere Entvölkerung des 
Landes, die eine Folge der gewaltigen Ausbreitung der Slaven 
nach allen Richtungen war.“ 

Von einer Unkerſuchung der archäologiſchen Daten bei allen 
drei Verfaſſern ſieht Rezenſenk ab, aber „soweit es sich um 
Sprachliche Daten handelt, hängt „Ostgermanien“ an Weichsel 
und Oder vollständig in der Luft, und die relativ sehr reine 
Onomastik dieser Gegenden, die fast ausschließlich slavisch- 
lechischen Charakter hat, spricht zu Gunsten der Ansässigkeit 
des lechischen Elements in diesen Gegenden seit den ältesten 
Zeiten. Die germanischen Namen, die hier und dort auftreten, 
kann man bezeichnenderweise den Handels- und Raubnieder- 
lassungen weniger Ostgermanen zuschreiben, die unzweifelhaft 
hier waren, bald als selbständige Räuber und Eroberer, bald 
vielleicht sogar hier und dort als angeworbene Krieger, wie in 
Rom und Byzanz.“ , 

[,Slavia Occidentalis“ VIII (1929), S. 476—493.] (76) 


dur Raſchuben⸗Frage. 

Am 3. April 1929 erſchien in der polniſchen Zeitung „Ponioräa- 
nini)“ ein Aufſehen erregender Artikel, der in der Form eines an 
die Kaſchuben gerichkeken Aufrufs gehalten war: „Warum sind 
Wir, die Kaschuben, ohne eine Organisation, wie sie sich ge- 
hörte? Wir sind eine seelenlose Masse, ein toter Handelsgegen- 
Stand für den Völkerbund. Genug dieser Passivität, dieser Stag- 
nation, dieses Marasmus. Kaschubischer Geist stehe auf! Es 
gilt, nicht zu träumen, sondern zu handeln, nicht zu flehen, son- 
dern zu fordern). Wir Kaschuben, die letzten 
Nachkommen der zu Wasser und zu Lande be- 


1) Es ſei darauf hingewieſen, daß vor einigen Jahren in der 
gleichen Zeitung ein Aufſaß erſchien, in welchem der kaſchubiſchen 
Bevölkerung unter Berufung darauf, daß fie deutſch-freundlich ge- 
ſonnen fei und ſich zu häufig der deutſchen Sprache bediene, Man- 
gel an Patriotismus vorgeworfen wurde. 

2) Dieſes Work verſieht die Krakauer Zeitung „Iluſtrowany 
Kuryer Codzienny“, welche den Artikel des „Pomorzanin“ aus- 
zugsweiſe aböruckt, mit einem Frage- und einem Ausrufungs- 
zeichen. 
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rühmten Pomoranen, wir lassen uns dieses 
durch das Blut und durch den Schweiß unse- 
rer Väter benetzte Land nicht entreißen?). 
Unsere kaschubische Sprache hat unserem Vaterland den Zu- 
gang zum Meere garantiert); es ist daher eine heilige Pflicht, 
diese (kaschubische) Sprache zu pflegen, zu vervollkommnen. 
Verkünden wir vor der ganzen Welt, daß wir Kaschuben sind, 
die mit dem Boden, der Tradition, der Sprache und unserem 
Meer verbunden sind“. Dieſer bemerkenswerte Aufruf ſchloß mit 
der Aufforderung, einen „Regionalverband kaſchubiſcher Lehrer“ 
zu begründen. 

Hier liegt alſo ein dokumenkariſcher Beweis dafür vor, daß die 
Kaſchuben ſich ihrer nationalen Befonderheit durchaus bewußt und 
auch gewillt ſind, dieſe vor dem Forum Europas zu bekonen. Es iſt 
verſtändlich, daß dieſer Aufruf den nationalpolniſchen Kreiſen in 
der Kaſchubei, insbeſondere den Männern um den Weftmarken- 
verein (3. O. K. 3.) höchſt peinlich war. Man beſchloß daher, die fa- 
kale Wirkung des Aufrufs durch eine öffentliche Kundgebung ab- 
zuſchwächen. 

So kam es am Sonntag, den 18. Auguft zu einer Zufammen- 
kunft auf dem Markte in Karthaus, bei der außer Vertretern der 
Geiſtlichkeit (Domherr Lofinski aus Sierakowice, Pfarrer 
Polomski und Vikar Ponka aus Karthaus, Dr. Heyke aus Berent 
und Pfarrer Kiedrowski) der Herausgeber der „Gazeta Kartuska” 
Bielinski und vor allem der Vorſitzende der Orksgruppe des 
„Weſtmarkenvereins“, Direktor Lniski, zugegen waren. Die ka- 
ſchubiſche Lehrerſchaft, für welche diefe Kundgebung beſtimmk war, 
war augenſcheinlich nur in geringer Zahl erſchienen, denn der 
Zeitungsbericht der „Gazeta Kartuska”, dem wir diefe Nachrichten 
entnehmen, und der im übrigen eine überſchwengliche Sprache 
führt, erwähnt nur die „verhältnismäßig recht zahlreich“ erſchie⸗ 
nene kaſchubiſche Lehrerſchaft. Dafür hatte man aber den be- 
kannten Führer der jungkaſchubiſchen Bewegung aus der Zeit vor 
dem Kriege, den als praktiſchen Arzt in Karthaus tätigen Dr. Maj- 
kowski für diefe Kundgebung gewonnen. 

Nachdem die Teilnehmer dem Gokkesdienſt beigewohnk haften, 
begaben fie fih im Feſtzuge auf den Markt, wo ein kaſchubiſcher 
Lehrer mit Namen Labuda eine längere Anſprache hielt, die in 
einem Hoch auf den polniſchen Staat endete. Darauf fand in einem 
Hotel unter dem Vorſitz des gleichen Lehrers eine Verſammlung 
ſtatt, auf der Dr. Majkowski einen Vorkrag über einzelne bedeu- 
tende Kaſchuben hielt. Dann wurde über die Gründung des von 
der Zeitung „Pomorzanin“ geforderten „Regionalverbandes Ra- 
ſchubiſcher Lehrer“ beraken. Bezeichnenderweiſe wurde aber der 
Beſchluß gefaßt, ftatt dieſes Verbandes einen „Regionalverband 
der Kaſchuben“ zu begründen. Zu dieſem Zwecke wurde ein Ko- 
mitee gewählt, dem die Ausarbeikung der Satzungen und die Er- 
ledigung der vorbereitenden Arbeiten überkragen wurde), Am 
Nachmittage marſchierken alle Teilnehmer unker den Klängen einer 
Kapelle zum Freiheitsberg, wo Dr. Heyke eine Anſprache in ka- 


3) Von uns geſperrk (Red.). Dieſes ſehr wichtige Zeugnis für 
das im Kaſchubenkum aufkeimende nationale Selbſtbewußtſein, das 
neben der Sprache in der Kennknis der hiſtoriſchen Vergangenheit 
ſeine Wurzel hat und ſchließlich gewiſſermaßen in der Forderung: 
„Die Kaſchubei den Kaſchuben“ feinen Ausdruck findet, wird in 
dem Arkikel der Krakauer Zeikung mit zwei Ausrufungszeichen 
verſehen. 

4) Es ift höchſt beachtenswert, daß die Kaſchuben fih bewußt 
ſind, daß ſie dem Polenkum den Zugang zum Meere verſchafft 
haben, und daß fie und nicht die Polen an der Küſte der Oſtſee 
wohnen. 

5) Worin in Wahrheit die Ziele dieſes eigenartigen „kaſchu⸗ 
biſchen“ Komitees, dem augenſcheinlich Dr. Majkowski mehr ge- 
zwungen als freiwillig angehört, beſtehen, zeigt die Takſache, daß 
man als beſondere Aufgabe des zu ſchaffenden „Regionalverban- 
des der Kaſchuben“ angegeben hat, er folle die Kaſchuben vor 
ihrem „unerbetenen Beschützer in Schutz nehmen“. 

Als einer dieſer unerwünſchken „Beſchützer“ der Kaſchuben 
wurde auf der Tagung „ein gewisser Mecklenburger Lorenz“ 
genannt, der „mit deutschem Gelde ein unbedeutendes Blättchen 
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ſchubiſcher Sprache hielt, und am Abend endete die Veranſtalkung 
mit einem Feſtzuge durch die Stadt. 

Der Arkikel der „Gazeka Karkuska“ ſchließt dieſen Bericht mit 
dem vielſagenden Satz: „Das gewählte Komitee wird die Dinge 
zweifellos so leiten, daß der „Regionalverband der Kaschuben“ 
den Kaschuben und Polen in der Zukunft große Dienste er- 
weisen wird®).“ 

Die Arbeit diefes „Komitees“ hat aber augenſcheinlich nicht die 
erhofften Refultate gehabt, iff fogar vielleicht auf eine unbedingte 
Abſage von Seiten der Kaſchuben geſtoßen. Denn nur fo ift es zu 
erklären, daß die Krakauer Zeikung „Iluſtrowany Kuryer 
Codzienny“ in ihrer Nummer vom 21. Oktober 1929 unter der 
alarmierenden Überſchrift: „Ein neuer Versuch zur Schaffung 
eines kaschubischen Separatismus“ ſich mit dem oben zitierten 
Arkikel des „Pomorzanin“ beſchäftigt. Wie ernſt die Lage zu ſein 
ſcheint, geht aus den Ausführungen der Krakauer Zeikung hervor. 
Im Anſchluß an den oben mitgekeilten Aufruf finden ſich folgende 
bemerkenswerke Sätze: 

„Wie sollen wir diesen Aufruf verstehen? Doch wohl nur 
als einen unerhörten Versuch, irgendein kaschubisches „Sonder- 
dasein“, irgend eine neue . .. nationale Minderheit zu schaf- 
fen. Das ist in Wahrheit die beste Arbeit für die Deutschen, 
welche, um vor der Welt ihre räuberischen Absichten gegen- 
über Polen zu verhüllen, ein besonderes „kaschubisches‘“ Volk, 
das Pommerellen bewohne, erdachten, genau so, wie sie in 
Ostpreußen für ein „masurisches“ Volk Propaganda machen“). 

Die Kaschuben haben im Jahre 1919 ihrer Anhänglichkeit an 
Polen Ausdruck gegeben, als sie spontan und aus eigener 


mit Artikeln in kaschubischer Sprache“ herausgebe, um die 
„Unorientierten zu betören.“ 

Dieſer „gewiſſe Mecklenburger Lorenz“ iſt der bekannte Sla- 
vift Dr. Lorentz, ein Sprachforſcher von europäiſchem Ruf, der feit 
faſt 40 Jahren ſich ausſchließlich der Erforſchung der kaſchubiſchen 
Sprache gewidmet hat und aus wiſſenſchaftlichem Inkereſſe eine 
abſoluk unpolikiſche Zeitfehrift in kaſchubiſcher Sprache herausgibt. 

Wenn alfo Liebe zur kaſchubiſchen Sprache und ihre Anwen- 
dung in der Likerakur nach Meinung dieſes „Regionalverbandes 
der Kaſchuben“ eine Schädigung der Kaſchuben iſt, eine „Betörung 
der Unorienkierken“, fo dürften diefe eigenarkigen vorgeblichen 
Freunde der Kaſchuben mit dieſer Äußerung höchſt unvorſichtig die 
wahren Beweggründe, die ſie leiten, aufgedeckt haben: ſie wollen 
den Kaſchuben das Bewußkſein einer beſonderen Abſtammung, 
einer beſonderen geſchichtlichen Vergangenheit nehmen, indem ſie 
zugleich darauf hinarbeiken, daß die kaſchubiſche Sprache als Um- 
gangs. und Literafurfprache verſchwindek und möglichſt bald durch 
die polniſche erſez wird, um fo die Kaſchuben endgültig zu Polen 
zu machen. 

Wenn man in den Kreiſen der Nakionalpolen, die dieſen „Re⸗ 
gionalverband der Kaſchuben“ als Deckmantel für ihre gegen das 
Kaſchubenkum gerichtete Tätigkeit benutzen wollen, der Kaſchuben 
ſicher wäre, fo würde man doch nicht die Anwendung der kaſchubi- 
ſchen Sprache als gefährlich und bedenklich anſehen. 

6) Wie ſchon eben bemerkt, wird der „Regionalverband der 
Kaſchuben“ dieſen ſelbſt keinerlei Dienſte erweiſen, dagegen aber 
zweifellos recht große den Polen, denn er wird dafür ſorgen, daß 
die Forderungen der Zeikung „Pomorzanin“, daß das völkiſche 
Selbſtbewußtſein der Kaſchuben geweckt und ihre Sprache ge- 
pflegt werden ſolle, in Vergeſſenheit geraten. 

7) Die Deutſchen haben es nicht nötig gehabt, ein beſonderes 
„kaſchubiſches“ Volk zu erdenken, fondern fie konnten auf die 
Geſchichte verweiſen, welche von einem beſonderen Volke berich- 
kek, das den urkundlich vielfach belegten Namen „Pomorani“ füh- 
rend, von eigenen Herrſchern beherrſcht weſtlich der Weichſel in 
dem Raum zwiſchen der Oſtſee und der Netze ein von Polen 
unabhängiges ſtaakliches Sonderdaſein bis zum Ausgange des 13. 
Jahrhunderts geführt hat. Nachkommen dieſer „Pomorani“ find 
die heutigen Kaſchuben. 

Auch für ein „maſuriſches“ Volk brauchte keine Propaganda 
gemacht zu werden. Die Maſuren haben dieſe ſelbſt aufs Beſte 
beſorgt, indem ſie bei der Abſtimmung im Jahre 1920 ſich mit 
97,8 % als zu Deutſchland gehörig bezeichneten, 
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Gur Kaſchuben⸗Frage.) 


Initiative sich auf den Feind stürzten, um ihn zu entwafinen und 
aus dem Lande zu jagens). Die Kaschuben waren und sind 
Polen und polnische Patrioten. Das kaschubische Volk steht 
dieser un verantwortlichen Propaganda einiger kaschubischer 
Lehrer fern. Die Kaschuben verstehen, daß sie eine abwei- 
chende Mundart haben, aber sie verstehen durchaus, daß dies 
nichts Besonderes ist, und daß ebenso wie alle Sprachen auch 
die polnische zahlreiche Mundarten besitzt?). 

Im übrigen ist der Gedanke, regionale Lehrergruppen zu 
bilden, ein Absurdum. Wenn man diesen Gedanken weiter ent- 
wickeln wollte, so hätten wir bald besondere Gruppen von 
Lehrern in Kujawien, den Karpathen, im Lande Lowitsch usw. 
und jedes dieser Länder würde danach trachten, aus seiner 
Mundart eine Literatursprache zu machen.“ 

Der Zeitungsartikel ſchließt mit Ausführungen, die nicht den 
kakſächlichen Zuſtand ſchildern, ſondern Wunſchvorſtellungen Aus- 
druck verleihen: 

„Der Wunsch, die polnische Bevölkerung in Pommerellen 
zu zersplittern, wird nicht gelingen. Wie die Kaschuben ihrer 
Empörung über die gegen sie gerichteten Angriffe, welche ihnen 
Mangel an Patriotismus vorwarfen, flammenden Ausdruck ver- 
liehen haben, ebenso werden sie energisch gegen diesen Ver- 
such, sich mit den Polen der anderen Landesteile zu veruneini- 
gen, auftreten. Zu kräftig ist dieses Volk, es hat 150 Jahre der 
Gefangenschaft überdauert, in der es alle Germanisierungs- 
versuche von sich abwies. Und diese neuerstehende Hydra 
deutscher Hinterlistto), welche gegen Polen Haß und Verrat 
geifert, wird das Volk im Keime vernichten und dadurch sein 
wurzelechtes Polentum erweisen.“ 

[,Gazeta Kartuska“, Jhrg. VIII, Nr. 99 (20. VIII. 1929) S. 1; 
„Ilustrowany Kuryer Codzienny“, Nr. 288 (21. X. 1929), 
S. 8.] (73) 


s) Daß die Kaſchuben fih im Jahre 1919 auf den „Feind“ — 
gemeink ſind doch wohl die Deukſchen — geſtürzt hätten, um ihn 
zu verkreiben, gehörk lediglich der Phankaſie der Krakauer Zei— 
kung an. Im Gegenkeil haben ſich die Kaſchuben bis zum Ende der 
deutſchen Herrſchaft durchaus ruhig, ja fogar paffiv verhalten. 

0) Darauf, daß das Kaſchubiſche nicht eine Mundart des 
Polniſchen, ſondern eine beſondere ſlaviſche Sprache 
iff, hat beſonders der polniſche Sprachforſcher K. Nitſch hin- 
gewieſen. 

10) Wir weiſen noch einmal darauf hin, daß der Aufruf zur 
Bildung eines „Regionalverbandes kaſchubiſcher Lehrer“, der den 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ fo aus dem Gleichgewicht ge- 
bracht hat, nicht in einer deutſchen Zeitung erſchienen ift, ſondern 
in der polniſchen Zeitung „Pomorzanin“. 
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Das Berufsfhulwefen in Oſt-Gberſchleſien. 

In einer ganzen Reihe von Aufſätzen befhäftigte fih die offi- 
ziöſe „Polska Zachodnia” (Kaltowitz) mit der Geſtaltung des Be- 
rufsſchulweſens in Oberſchleſien in den Jahren 1921—28. Daraus 
ſei hier folgendes berichtet: 

Techniſche Schulen: Oberſchleſien verfügte nach feiner 
Einverleibung in Polen nur über eine kechniſche Lehranſtalt (in 
Bielitz), obwohl zwei Drittel der Bevölkerung in der Induſtrie be- 
ſchäftigt iſt, denn die Maſchinenbauſchule in Gleiwitz ſei jenſeits 
der Grenze geblieben und die Maſchinenbauſchule in Kattowiß 
von der preußiſchen Regierung nach Beuthen verlegt worden. Neue 
Schulen hätten nicht fofort ins Leben gerufen werden können, da 
ſowohl Räumlichkeiten, als auch die Lehrkräfte fehlten. Man habe 
fih daher damit begnügt, die in Bielitz beſtehende Schule „den 
neuen Bedürfniſſen anzupaſſen“. Das geſchah wohl weniger durch 
Eröffnung neuer Kurſe, als — was beſonders hervorgehoben 
wird — durch die Beſeikigung der deukſchen Klaſſen, denn 
„der polnische Arbeiter braucht den polnischen Techniker, der 
in einer polnischen Schule in polnischer Staatsgesinnung aus- 
gebildet worden ist“. Wegen der Schwierigkeiten, die ſich einem 
Beſuch der Bieliger Schule durch Oberſchleſier enkgegenſtellten 
(ſchlechte Wohn- und Lebensverhälkniſſe), ſeien endlich im Jahre 
1925 in Kaktowitz private Fortbildungskurſe (zweijährig) einge- 
richtet worden. 

Von Skaatsſeike aus fei wegen der wirtſchafklichen Lage nichts 
getan worden, und erft im Jahre 1927 habe das Wojewodſchaftsamt 
durch eine Enqueke feſtgeſtellt, „daß das Berufsschulwesen in der 
schlesischen Wojewodschaft ausgebaut werden müsse“, Neben 
dem Ausbau der Bielitzer Schule follen in Kaktowitz erſtehen: 

14 Schulen in drei Gruppen, nämlich: 

1. für Mechaniker und Elekkrokechniker (4 verſchiedene Lehr- 
gänge, davon drei zweijährige), 

2. für Bauweſen und Verkehr (5 verſchiedene Lehrgänge, davon 
ein halbjähriger, ein zweijähriger und drei vierjährige Kurſe), 

3. für Chemie, Keramik und Hüktenweſen (5 Lehrgänge, davon 
3 zweijährige, ein dreijähriger und vierjähriger Kurſus). 

Der Bau der Schulgebäude ſei Ende Auguſt 1928 begonnen 
worden und folle Auguft 1929 beendet fein, die Werkffätten ſollten 
1930 ferfig werden. Inzwiſchen ſei der Haupkkeil der Arbeit durch 
private Vereinigungen geleiftet worden, die feit 1926 eine Reihe 
von Fortbildungskurſen in Kakkowitz bzw. Königshütte abgehalten 
hätten. Ein Teil- der Koſten fei durch Subventionen gedeckt 
worden. 

Handelsſchulen: Dieſer Zweig des Berufsſchulweſens hat 
ſich nach dieſem Bericht „in noch ſchlimmerer Lage“ befunden. Es 
hätten beſtanden: in Teſchen eine Handelsſchule, in Katkowitz und 
Königshütte je eine (zweijährige) ſtädkiſche Handelsſchule. Die Zahl 
fei bis 1926 unverändert geblieben, man habe fih damit begnügt, 
„das Niveau zu heben“ und Polniſch als Untkerrichtsſprache einzu- 
führen. Erft 1926 fei an der Skädtiſchen Handelsſchule in Königs- 
hütte eine „Höhere Handelsſchule“ (zweijährig) entſtanden. 1927 fei 
auf Veranlaſſung der Wojewodſchaftsbehörden ein „Ausſchuß für 
Handelsunterricht“ bei der Kakkowitzer Handelskammer gebildet 
worden. 

Im Jahre 1928 wurde in Rybnik eine neue Handelsſchule 
eröffnet. 

Weibliches Berufsſchulweſen. Die Ausführungen 
hierzu find beſonders dürftig — anſcheinend ſoll der Eindruck her- 
vorgerufen werden, als habe es in Oberſchleſien bis 1926 überhaupt 
keine weiblichen Berufsſchulen gegeben, als ſei das Beſtehende 
erſt ein Werk der im Mai 1926 ans Ruder gelangken Regierung. 

Gewerbliche Forkbildungsſchulen. Die Mittei- 
lungen hierüber machen einen ſehr unwahrſcheinlichen Eindruck, 
denn aus der beigefügten Skakiſtik ergibt fich folgendes: 

Zahl der Schulen: der Klaſſen: der Schüler: 

Schuljahr 1922/23 16 205 3 270 

2 1928/29 50 444 13 788 
Der Aufſchwung wird ebenfalls auf die Tätigkeit der Woje- 
wodſchafksbehörden zurückgeführt. Man könnte nun annehmen, 
daß auch hier wiederum durch die Grenzziehung der größte Teil 
der Schulen auf deutjchem Gebiet verblieben ift, darauf deutet auch 
die Angabe hin, daß nur 5 dieſer Schulen über eigene Schul- 
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(Das Berufsſchulweſen in Oft⸗Oberſchleſten.) i b 
gebäude verfügen. Der Reſt, der in anderen Schulgebäuden unter- 
gebracht iſt, dürfte alſo wohl mehr aus Forkbildungskurſen be- 
ſtehen. Und ihre Aufgabe beſteht augenſcheinlich weniger darin, 
gewerbliche Fortbildung zu verbreiken, denn es wird bekonk, daß 
das gewerbliche Schulweſen den Beſtimmungen der Genfer Kon- 
vention nicht unterliege. Der Verfaſſer erklärt offen, daß fie 
„eins der wichtigsten Mittel sein können und sollten, um so- 
wohl Handwerk als Industrie zu nationalisieren“. — 
Bedenken in dieſer Richtung erweckt auch die Angabe, daß 1928 
von 13 788 Schülern 12 486 polniſch — 90,6 %, und nur 1302 — 
9,4 % deukſch geweſen feien, „was sich fast vollkom- 
ment) mit der Nationalitätenstatistik deckt“, wie der Verfaſſer 
hinzufügt. 

Ländliches Forkbildungsſchulweſen. Bei die- 
fem wird vom Verfaſſer der allgemeinbildende „nalionale“ Cha- 
rakter noch ſtärker betont. Unwahrſcheinlich klingt auch hier wie- 
der die Darſtellung, die den Anſchein erwecken will, als ob das 
geſamte ländliche Forkbildungsweſen eine Schöpfung der Mai-Re- 
gierung fei. Den größten Anteil weiſt der Kreis Rybnik auf; von 
rund 5000 Schülern follen 3682 auf Rybnik entfallen. Darunter 
ſollen nur 49 deutſche vorhanden ſein! 

Im übrigen wird die Tätigkeit der Wojewodſchaftsbehörden 
— vorausgeſetzt, daß fie in ſolcher Ausſchließlichkeit zutrifft — 
erklärlich, wenn es heißt, „daß es dem Staat dadurch möglich 
wird, entscheidend auf die Herausbildung der sozialen Disziplin 
hinzuarbeiten und den in den Volksschulen ... nur angedeute- 
ten Typ des Staatsbürgers endgültig herauszubilden“. 

Statiftik des Berufsſchulweſens in Schleſien. 

Die angegebenen Zahlen, die keilweiſe keineswegs mit den 
früher angegebenen übereinſtimmen (3, B. Handelsſchulen hier 
nur 2 gegenüber 3), dienen vornehmlich dazu, den angeblich 
großartigen Aufſchwung (5 Berufsſchulen im Jahre 1918/19 ge- 
genüber angeblich 141 im Jahre 1928/29) nochmals zu zeigen. 
Schließlich wird noch darauf hingewieſen, daß die Errichtung einer 
Techniſchen Hochſchule und einer Handelsakademie in Kakkowitz 
beſchloſſen ſeien. 

[,Szkolnictwo zawodowe na Śląsku w latach 1922—1928“; 
in: „Polska Zachodnia“, Nr. 65, 72, 79, 84, 102 (7., 14., 21., 
26. II. u. 12. IV. 1929).] (70) 


Der Streit um die Harriman-Konzeffion. 
I. Gegneriſche Stimmen, 

Die vorliegende Schrift, die von den Kreiſen, die fih um die 
nakionaldemokratiſche „Gazeta Warszawska“ ſcharen, veranlaßt 
ift, bietet eine beachtliche, allerdings nicht gerade febr ſyſtemakiſche 
Sammlung vorwiegend ablehnender Preſſe-Außerungen (Mai bis 
Auguft 1929) über die von dem Harriman- Konzern ausgehenden 
Pläne betr. eine Elektrifizierungskonzeſſion für den ſüdweſtlichen 
Teil Polens. Wenngleich es fih hier auch mehr um allgemeinpolni- 
ſche Fragen handelt, jo rechtfertigt ſich die Aufnahme in dieſe Be- 
richte mit Hinſicht auf die wachſende Bedeutung des Harriman- 
Konzerns, der heute ſchon in Oberſchleſien die enkſcheidende Rolle 
ſpielt, ferner aber auch, weil u. a. durch die Verhandlungen un- 
mittelbar das bisher in deutſchem Beſitz befindliche Elektrizitäts- 
werk in Chorzów berührt wird“). Schließlich iff gerade von der 


1) Von uns geſperrk. (Red.) 

1%), Man beachte auch den Bericht der „Polska Zachodnia“ 
(vom 23. 7. 29) hierüber unker dem Titel: „Die Elektrifizierung 
Polens“, in dem betont wird, „für Polen kann es nicht gleich- 
giltig sein, welches Kapital sich mit der Elektrifizierung des 
Landes befaßt; es muß unbedingt apolitisches Kapital, wie es 
z. B. das deutsche Kapital nicht ist, sein“, wo es ſchließlich mit 
brutaler Offenheit heißt: „Für uns ist das wichtigste Postulat, 
daß die Deutschen aus allen Unternehmungen der Harriman- 
Gruppe in Schlesien hinausgeworfen werden.“ 
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(Der Streit um Harriman.) 

“Gazeta Warszawska” im Zuſammenhang mit diefen Fragen wie- 
der einmal die Frage der Betätigung deutſchen Kapitals in Polen 
aufgerollt worden. Vorausgeſchickk fei ferner, daß die ganzen Kri- 
tiken heute wohl nur noch akademiſchen Charakter haben dürften, 
da es kaum einem Zweifel zu unterliegen ſcheint, daß die Enkſchei— 
dung über die Konzeſſion — und zwar zuſtimmend! — bereits ge- 
fallen ift, nachdem z. B. auch der Wirkſchaftsausſchuß des polni- 
ſchen Minifterrats feine Zuſtimmung dazu bereits erteilt hat. Die 
offizielle Genehmigung dürfte wohl nur eine Frage der Zeit fein?). 
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ZEICHENERKLÄRUNGEN: 
œv GRENZEN DES KONZESSIONSGEBIETS 
7779 STAATSGRENZEN MASSSTAB 
DAMPFKRAFTWERKE FÜR ELERTRIZITÄTSERZEUGUNG 
O WASSERKRAFTWERKE „ u v 
= HOCHSPANNUNGSLEITUNG ÜBER 100000 VOLT 
=== ZUKÜNFTIGE AUSBAUMÖGLICHKEITEN DIESER HOCH= 
SPANNUNGSLEITUNG 


Abſchnitt I (S. 9—16) behandelt: „Die Elektrizitäts- 
politik des Ministeriums für öffentliche Ar- 
beiten“ und enthält einen (gekürzten) Artikel von K. Siwicki, 
dem Leiter der Elektrizitäls- Abteilung dieſes Miniſteriums. Da- 
nach ift die Elektrizitätswirtſchaft auf Grund des Gefehes vom 
21. III. 19223) nicht Privileg der Selbſtverwalkung, ſondern gehört 
zur Kompetenz der allgemeinen Staatsverwaltung. Zuſtändig iſt 
die Elektrizitäts⸗Abteilung des Miniſteriums für öffenkliche Arbei- 
ken (Nachfolger des Elektrizitäts-Amtes beim Handelsminiſterium 
1919—1921), und zwar für: Geſetzliche Regelung und allgemeine 
Planung, Begutachtung und Konzeffionierung?) von Projekten für 
die Errichtung von Elektrizitätswerken, ſchließlich Gejamtaufficht 
über die Elekkrizikätswirtſchaft. Dem Handelsminiſterium verblei- 
ben die Finanz- und Kreditfragen der Elekkrizitätswerke. Als Ziel 
verfolge die polniſche Regierung: Schaffung großer Krafterzeu- 


2) Siehe auch „Deukſche Rundſchau“ (Bromberg) vom 11. 9. 
1929. — Die Anfang Oktober verbreitete Nachricht, Harriman 
habe ſein Angebot zurückgezogen, iſt alſo nicht zutreffend geweſen. 

3) In Oberſchleſien nicht gültig! 

2) Von 1924 bis 1928 leinſchl.) find 80 Konzeſſionen mit einem 
Geſamkkoſtenaufwand von rund 245 Millionen Zloty erteilt wor- 
den. (Vergl. die Notiz in der Zeitung „Polska Zachodnia“, Nr. 
206, vom 30. VII. 29.) 
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gungsftätten und Ausbau bzw. Regelung der Fernverſorgung bei 
allmählicher Beſeitigung der kleinen, unwirkſchafklichen Werke. 
Dieſe kurz ſkizzierte Regierungspolitik wurde febr abfällig kriti- 
fiert durch 1. den Zenkralverband der polniſchen Induſtrie („Levia- 
than“), der [hon im Juni 1926 der Regierung Vernachläſſigung 
bzw. bewußke Hemmung der einheimiſchen Krafterzeugung 3u- 
gunſten ausländiſcher Konzeſſionäre vorwarf, 2. durch den „Ro- 
boknik“, der in einem Artikel vom 30. VII. 1929 Ahnliches für die 
kommunale Elektrizitätswirtſchaft feſtſtellte. Man verſuche, 3. B. 
durch Befriſtung alter, bisher unbefriſteker Konzeſſionen oder durch 
Verweigerung von Erweitkerungskonzeſſionen (3. B. Elekfrizitäts- 
werk Krakau) den kommunalen Beſitzſtand, früher zu Gunſten der 
Skaatswirtſchaft, heute zu Gunſten des künftigen Beſitzſtandes 
Harrimans, zu mindern. 

Der folgende Abſchnitt (II, S. 17—27) greift zurück auf: 
„Die Angelegenheit der American European 
Utilities Corporation“ Dieſe Firma (angeblich eine 
Gründung der AEG. im Verein mit der amerikaniſchen General 
Electric Co.) bemühte fih 1925/27 mit Ankerſtützung der heufigen 
Protektoren Harrimans um ein Elekkrizitäts Monopol für Weft- 
polen (heutiges projektierkes Konzeſſionsgebiek zuzüglich der Woje- 
wodſchaft Schleſien) und führte in engem Einvernehmen mit der 
Staatlichen Wirtſchaftsbank fogar Verhandlungen über die künf- 
tige Übernahme beſtehender Werke (Proben des Schriftwechſels 
find beigefügt!). Aus der Debatte, die dem heufigen Harriman- 
Streit in kleinerem Ausmaß febr ähnlich war, werden u. a. abge- 
druckt: eine Mitteilung der „Oſtagenkur“, daß das Konzeffions- 
gebiet ſowohl das ſogenannke „Sicherheitsdreieck“, das Zentrum 
der polniſchen Kriegsinduſtrie, als auch überhaupk die Standorte 
der Bergbau- und Hütteninduſtrie umfaſſen ſollte. Neben der An- 
zweiflung der Finanzkraft des Unternehmens wird als beſonders 
gefährlich bezeichnet, daß in dieſem Projekt die Stromverſorgung 
für mehr als / des polniſchen Staatsgebietes an der preußiſchen 
Grenze — in Chorzöws)! — konzentriert werde. Aus den weite- 
ren Kritiken (aus der Zeitſchrift „Przeglad Gospodarczy“) wird 
erſichklich, daß die Regierung, bei mangelndem Konſumenkenſchuß, 

der Firma für die ſechzigjährige Konzeſſionsdauer eine Verzinſung 

von 14 % ſowie Steuererleichkerungen garantieren wollte. Schließ- 
lich erwieſen ſich die Widerſtände zu groß, zumal auch ſehr eigen- 
arfige Verbindungen von Amksperſonen mit den ausländiſchen 
Bewerbern von einer beſonderen Prüfungskommiſſion ſcharf ver- 
urteilt wurdene). Die Firma hat ſchließlich das von ihr erworbene 
Opkionsrecht nicht ausnutzt. 

Abſchnitt III (S. 128—138) behandelt: „Die Harriman- 
Konzeſſion“. Auf eine Erklärung des Minifters Moraczewski 
(öff. Arbeiten), daß u. a. bei dem der Regierung gewahrken Auffihts- 
recht eine ſchädliche Ausnutzung des Monopols nicht zu befürchten 
fei, folgt eine Kritik der „Gazeta Warszawska“ betr. die Be- 
mühungen der polniſchen Regierung, — bei ausgeſprochen un- 
freundlicher Haltung gegenüber dem einheimiſchen Privakkapital 
— Auslandskapital durch Gewährung von Sonderprivilegien nach 
Polen zu ziehen. Das beſte Beiſpiel hierfür ſei das Geſeß über die 
Stüßung der polniſchen Zinkinduſtrie von 1926 (Skeuernachläſſe r), 
Zollrückerſtakkung uſw.), das nur den Einkrikt Harrimans in die 
oberſchleſiſche Induſtrie ermöglichen ſollte. Eine ſolche einſeitige 
Bevorzugung des Auslandes müſſe man kurzweg als „Kapitula- 
tion“ nach dem Muſter orienkaliſcher Staaten bezeichnen. — Der 
„Roboknik“ (S. 33—35) nennt die Konzeſſion „Die projektierte 
Diktatur” und weiſt auf die Gefahren in der Preisgeftalfung in- 
folge der fehlenden Konkurrenz für die Lieferung von Indufftie- 
ſtrom hin. 


5) Als Vorwegnahme der Argumente des „Kurjer Poznański” 
in: „Harriman und die Staatsverkeidigung“ (ſiehe Abſchnitk III, 
S. 101—104). 

e) Auch heute werden immer wieder Vermukungen und Yer- 
dächtigungen der enkſcheidenden Perſönlichkeiten laut, z. B. über 
Zuſicherungen hochdotierfer Stellungen in den künftigen Harriman- 
Betrieben uſw. 

7) Nach Angabe des „Roboknik“ handelte es fih um einen Be- 
frag von rund 28 Millionen Zloty. 
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Es folgt — aus ungenannker Quelle — eine, allerdings recht 
lückenhafte, Wiedergabe des Verkragsentwurfs 
(S. 35— 51). Abgedruckk werden folgende Paragraphen: 

§ 1. Konzeſſionsgebiels): — Das find die Wojewodſchafken Kra- 
kau, Kielce (diefe beiden ganz!), Lodz (größerer Oftteil), Warſchau 
(bis zur Weichſel), Lemberg (Weſtteil bis zum San) ferner drei 
e der Woj. Lublin; — insgeſamt 69 namenklich angeführte 

reiſe. 

8 3. Konzeſſionsdauer: 60 Jahre (1929—1989). 

§ 4. Monopolrechte: Alleinige Erzeugung, Umformung, Leitung 
und Verkeilung elekkriſcher Energie zwecks gewerblichen Abjages 
in dem bezeichneten Gebiet durch den Konzeſſionär; Ausnahmen 
werden nur vorgeſehen bei Ablehnung der Verſorgung durch den 
Konzeſſionär nach Ablauf einer fünf- bzw. zehnjährigen Friſt. 

8 9. Monopol für den Bezug und die Weiterlieferunge) von 
Fremdſtrom. 

8 12. Rückkaufbedingungen: 1. Rückerſtaktung der buchmäßigen 
Anlagekoſten bei Abzug folgender Amorkiſakionsquoken: 1/go pro 
Jahr für die Waſſerkraftanlagen, ½0 für die übrigen Einrichkun⸗ 
gen; 2. Übernahme der Beſtände zu Buchpreiſen und der aus- 
ſtehenden Forderungen. 

8 21. Schaffung einer Betriebsgeſellſchaft polniſchen Rechts. 

§ (ohne Nummer). Verbot des Verkaufs an Dritte ohne ftaat- 
liche Genehmigung, es fei denn im Wege des Zwangsverkaufs. 

§ 26. Inveſtierungspflichten Harrimans: 

A. Im erſten Jahrfünft: ein Waſſerkraftwerk am Dunajec mit 
40 000 HP, ferner ein Dampfkraftwerk im Krakau- oder Dabrowa- 
Revier bzw. Ausnützung der Reſerven beſtehender Werke), An- 
lage eines mindeſt 100000 Volt-Netzes zur Verbindung des 
Dampfkraftwerkes und des Waſſerkraftwerkes am Dunajec mit 
den Induffriegebiefen von Łódź und Radom. Ferner Anlage von 
Verkeilungsnezen mit Spannung unter 100000 Volt in allen 
innerhalb des Konzeſſionsgebietes befindlichen Städten von minde- 
ſtens 5000 Einwohnern und Anſchluß dieſer Verkeilungsnetze an 
das Leitungsnetz. Der Konzeſſionär ift berechtigt, in einzelnen 
Städten ſelbſtändige Elekkrizitäkswerke anzulegen. 

B. Im zweiten Jahrfünft: Ausbau des Dunajec-Werkes bzw. 
anderer Waſſerkraftkwerke bis auf 90 000 HP; ein (nicht näher be- 
zeichneker) Ausbau der übrigen Werke; Erweiterung des Leitungs- 
netzes bis auf insgeſamt 750 km Länge; Anſchluß ſämklicher Städte 
über 3000 Einwohner. 

C. Für die reſtlichen 50 Jahre: Nur unbeffimmte Ausbauver- 
pflichtungen bei alljährlicher Vorlage eines Ausbauplanes. 

Als Marimalgrenze der Verpflichtungen des Konzeſſionärs 
würden feſtgelegt: 15 Willionen Dollar im erſten, 10 Willionen 
Dollar im zweiten Jahrfünft, jährlich 1,5 Millionen Dollar in 
den reſtlichen 50 Jahren; Geſamthöchſtſumme: 100 Millionen 
Dollar (ohne Anrechnung der Beträge für ev. Ankauf beſtehen⸗ 
der Werke). 


8) Gebiete, in denen Konzeſſionen bereits beſtehen, ſollten aus- 
geſchloſſen bleiben. — Insgeſamt handelt es fih um 22 % des pol- 
niſchen Staatsgebiefes mit 34 % der Bevölkerung. Das Kon- 
zeſſionsgebiek bildek ein unregelmäßiges Dreieck, begrenzt im 
Weſten durch eine Linie Kukno—TLeczyca—Sieradz—Grenze der 
Wojewodſchaft Schlefien, im Süden durch die Staaksgrenze (Kar- 
pathen), im Norden und Often durch Weichſel und Wieprz. Im 
Großen und Ganzen ein erweitertes „Sicherheiksdreieck“, das pol- 
niſche Induſtriezenkrum. Außerhalb des Gebietes verbleiben nur: 
das ganze frühere preußiſche Teilgebiet, Oſtgalizien im engeren 
Sinne, nichkinduſtrielle Gebiete Kongreßpolens (außer dem Bialy- 
ſtoker Induſtriegebiet) und die faſt induſtrieloſen Oſtwojewodſchaf⸗— 
ken. Nach dem Erlöſchen der beſtehenden Konzeffionen, alfo in 30 
bis 40 Jahren, würde der Konzeſſionär unbeſchränkter Diktator 
der polniſchen Induſtrie ſein, — falls dieſe Konzeſſionen von ihm 
erworben werden. 

9) Neuerdings wird erklärk, daß die Weiterleitung aus einem 
Konzeſſionsgebiet in ein anderes durch die Harriman Leikungen 
möglich ſei. 

10) Hier handelt es fih vornehmlich um das Elektrizitätswerk 
in Chorzów. 
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§ 75. Regelung des Strompreiſes bei einem beftimmien Koblen- 
preis und einer beſtimmten Lohnhöhe (prozentuale Skeigerungs- 
möglichkeih. 

8 92. Sicherheiten: Dauernd zu hinterlegen find 1 Million Zloty 
in polniſchen Staakspapieren, für die erſten zehn Jahre, ferner 
4 Millionen Zloty in amerikaniſchen Bankgarankien. 

8 97. Schiedsgericht: Soll von Fall zu Fall beſtimmk werden. 

Die zunächſt folgende Kritik („Kurjer Poranny“, S. 51—55) 
weiſt darauf hin, daß das Ziel der ſtaaklichen Elektrizitätswirt- 
ſchaft, die kleinen Elekkrizikätswerke zu beſeitigen, durch dieſe 
Löſung nicht erreicht werde, da hiernach eine Neuerrichtung 
kleiner Werke durchaus wahrſcheinlich ſei. Gegen Erteilung der 
Konzeſſion ſpreche ferner die zu erwartende Einkreifung der be- 
ſtehenden Werke, die in Zukunft außerhalb ihres bisherigen Kon- 
zeſſionsbereiches nur an den neuen Konzeſſionär Strom liefern 
könnken. Wenn man bei Aufſtellung der Pläne anſcheinend das 
Mufter Rußlands — Planung für unüberſehbare Zeiträume — 
befolgt habe, fo zeige fih die Unmöglichkeit eines ſolchen Verfah- 
rens ſchon darin, daß die Verpflichtungen des Konzeſſionärs nur 
für die erſten zehn Jahre näher bezeichnet ſeien. Als Gründe, die 
für die Erteilung der Konzeſſion ſprechen könnten, werden haupt- 
ſächlich angeführt: 1. der dadurch geſicherte Ausbau des Dunajec- 
Werkes, 2. die Übernahme des Elektrizitätswerkes in Chorzów 
aus deuffhen Händen. Dazu fei zu bemerken: 1. Der Ausbau des 
Dunajec-Werkes iſt ſtrakegiſch wichtig, da das Kohlenrevier zu 
nahe der deutſchen Grenze liegt, — es fei aber zu erwarten, daß 
im Falle eines Monopols die Enkſtehung weiterer Wafferkraft- 
werke verzögert oder verhindert werden würde, 2. die Übernahme 
des Chorzöw-Werkes aus deutſchen Händen würde den gewünſch⸗ 
ken Erfolg nicht erbringen, denn es ſtehe zu erwarken, daß, ähnlich 
wie bei dem Übergang der Gieſche- Werke an die amerikaniſche 
Geſellſchaft (American Silefian Co.), in der auch weiterhin Deut- 
ſche beteiligt feien, die gegenwärkigen Beſißer des Chorzöw-Wer- 
kes Anteile der neu zu gründenden Elekkrizikäts-Geſellſchaft über- 
nehmen würden. Überhaupt ſei zu fragen, an wen Harriman, der 
doch nur als Finanzman auftrete, ſchließlich die Aktien der „pol- 
niſchen“ Geſellſchaft weitergeben werde. 

Eine Entgegnung in der gleichen Zeikung (25. VI. 1929. — 
S. 56—60) verjucht diefe Kritik abzuſchwächen; bei dem Dunajec- 
Werk wird neben der ſtrakegiſchen Wichtigkeit die Bedeutung für 
die Weichſelregulierung hervorgehoben, bei dem Chorzöw. Werk 
wird erwähnt, daß bereiks mehrfach Opkionen für den Erwerb an 
polniſche Geſellſchaften ausgegeben worden find, die wegen Ka- 
pikalmangel nicht ausgenutzt wurden. 

Vom verfaſſungsrechtlichen Standpunkt kritiſiert das Projekt 
der Profeſſor Glabinski, der langjährige Vorſitzende der Ver- 
faſſungs-Kommiſſion des Sejm (in der „Gazeka Warszawska“). 
Neben dem Hinweis, daß bei den mangelnden Sicherungen die 
Aktien dieſer Geſellſchaft leicht in deutſche Hände übergehen könn- 
ken, maht er vor allem darauf aufmerkſam, daß zur Erteilung 
einer ſolchen monopoliſtiſchen Konzeſſion laut Artikel 6 der polni- 
ſchen Verfaſſung ein Geſetz notwendig fei. Nach feiner Jnter- 
pretation iff die Konzeſſionserkeilung im Verwalkungsweg (auf 
Grund des Elekkrizikätsgeſetzes von 1922 und des Gewerbegeſetzes 
von 1927) nur für die jeweilige Regierung verpflichtend. 

Der ſozialiſtiſche Abg. Diamand hal die Harriman-Konzeſſion 
mehrfach einer Kritik unterzogen. Zunächſt (S. 64—68) weiſt er 
darauf hin, daß durch die Auslieferung dieſes Kerngebietes an 
Harriman die gefamte Elekkrizitätswirkſchaft des Landes ausgelie- 
fert werde, denn nur wer hier einen Rückhalt beſitze, könne ſich an 
die Elektrifizierung der übrigen polniſchen Landeskeile heran- 
wagen. Ferner würde die Konzeſſion allgemein wirkſchaftspoliti- 
ſche Folgen haben, die in einem Verkrage überhaupk nicht erfaßt 
werden könnten. Da Materiallieferungen in erſter Linie von pol- 
niſchen Firmen ausgeführt werden follten, kämen diefe entweder 
den in Harrimans Beſitz bfindlichen Gruben und Hütten zugute 
bzw. es enkſtehe die Möglichkeit des Drucks auf die übrigen pol- 
niſchen Produkkionszweige n). 


11) Dieſe Kritik macht fih jezt auch der Zenkralverband der 
polniſchen Induſtrie zu eigen. — Vergl. „Deulſche Rundſchau“ 
vom 11. IX. 1929. 
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Antiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Texkes. 


(Der Streit um Harriman.) 

In einem anderen Artikel (S. 85—89) beſtreiket Diamand, daß 
der Vertrag eine dauernde Deckung des Bedarfs an allen Orten, 
vor allem zu genügend niedrigen Preiſen, gewährleiſte. Es iſt nicht 
unintereſſant zu leſen, daß auch in dieſer Kritik die Möglichkeit 
erwogen wird, daß hinter Harriman „unfreundliche politiſche Ein- 
flüſſe“ ſtehen könnten. Weiter ift beachtlich, daß Diamand zur 
Stützung feiner Anſichken auf die „Raubwirkſchaft Harrimans in 
Schleſien“ verweiſt. 

Weiter als Diamand, der die Begrenzung des Monopols auf 
fünf Jahre, die für einen konkurrenzloſen Vorſprung genüge, ge- 
fordert hat, geht eine andere Außerung des „Roboknik“ (S. 100— 
101), die kategoriſche Ablehnung forderk. Als Begründung wird 
u. a. darauf hingewieſen, daß ähnliche Pläne Harrimans in der 
Tſchechoſlowakei, wo ſogar die Kapikalsmehrheit kſchechiſch ſein 
ſollte, abgewieſen worden ſeien. 

Eine Artikelfolge des „Kurjer Poranny” (S. 68—78) weiſt 
darauf hin, daß entgegen den Regierungserklärungen der Ver- 
kragsenkwurf bedenklich gegenüber den im Auguft 1928 vom Mi- 
niſterrat verkündigten allgemeinen Bedingungen für Elektrizitäts- 
Konzeſſionen abweiche, insbeſondere durch die Möglichkeit hypo- 
kthekariſcher Belaſtung bis zu 75 % ohne ſtaatliche Genehmigung, 
die für die übrigen Firmen obligakoriſch ſei. Das würde zur Folge 
haben: 1. die in Polen tätigen Auslandsfirmen (haupkſächlich fran- 
zöſiſch-belgiſch) würden fih um Gleichſtellung bemühen, und das be- 
deute eine neue Belaſtung wirtfchaftliher Verkragsverhandlungen. 
2. Es enkſtehe die Möglichkeit der Obligationen-Ausgabe bei 
hypokhekariſcher Deckung und hierdurch die Gefahr des Übergangs 
in unbekannte Hände. Wichtig erſcheint der Hinweis auf die Be- 
einträchtigung der Elektrizitätswerke des Grubenverbandes, dem 
dadurch eine Hilfsquelle während der andauernden Kohlenkriſis 
genommen werde. 

Zwiſchen dieſen ablehnenden Kritiken ſteht vereinzelt eine Ver- 
teidigung durch das Organ der Regierungsſozialiſten („Przedswit“, 
S. 78/85), die in bewußt allgemeinen Worten die „Planmäßigkeit“ 
des Unkernehmens hervorhebt, bezeichnenderweiſe aber jedes 
tiefere Eingehen den Fachleuten überlaſſen willi). 

Darauf folgen wieder Kritiken der „Gazeka Warszawska“ 
(S. 89—94); hier wird darauf hingewieſen, daß wohl für die erſten 
zehn Jahre die Verpflichkungen Harrimans nach oben und unten 
begrenzt feien, für, die reſtlichen 50 Jahre fei das aber nicht der 
Fall. Wenn ſelbſt katſächlich 100 Millionen Dollar inveſtierk wür- 
den, ſo müſſe man dieſen Bekrag doch auf ſeinen Gegenwarkswerk 
reduzieren. Das Ergebnis einer ſolchen Rechnung fei, daß fatjäch- 
lich knappe 15 Millionen Dollar nach Polen einſtrömen würden, 
die reſtlichen, verkraglich vereinbarken Inveſtierungen würden aus 
den Gewinnen des Unkernehmens geſchehen. 

Eine andere, in der Zeitung „Rzeczpospolika“ erſchienene Kritik 
(S. 94—97) weift auf die Bevorzugung betr. die Amorkiſations- 
friſt hin. Kämen die allgemeinen Beſtimmungen zur Anwendung, ſo 
wären bei ſpäterer Übernahme von der polniſchen Regierung für die 
geſamten Anlagen (Inveſtierungskoſten 100 Willionen Dollar) 
knapp 14 Millionen Dollar zu bezahlen, bei der Feſtſetzung dieſer 
überaus langen Amorkiſakionsfriſten würde der Rückkaufspreis 
dagegen 33 Millionen Dollar befragen. Überhaupk zeige ſich, 
daß gerade in den wichkigſten Punkten von den allgemeinen Be- 
dingungen abgewichen worden fei, fo z. B. könne bei Nichterfül- 
lung der Bedingungen einer normalen Konzeſſion das Minifterium 
fie ohne weiteres zurücknehmen. Hier aber fei erft ein Schieds- 
gerichksverfahren notwendig, und ſelbſt bei Feſtſtellung der Nicht- 
erfüllung gehe nur die Ausſchließlichkeit, nicht aber die Konzeſſion 
ſelbſt, verloren. 


12) Bezeichnend iſt die Ark, wie die Öffentlichkeit durch große 
Zahlen gekäuſcht wird. In dieſem Artikel iff die Rede davon, daß 
Harriman in dem erſten Jahrfünft 250 Millionen Zloty, in dem 
folgenden 150 Millionen, insgefamt 400 Millionen Zloty inveftie- 
ren müſſe. Demgegenüber weiſt eine Kritik darauf hin, das Organ 
des Minifters habe ſich um die Kleinigkeit von 177 Millionen 
. der Inveſtierungsbekrag iſt nämlich nur 223 Millionen 

loty. 
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Als „überaus wichtig” bezeichnet der Herausgeber einen Auf- 
fag des „Kurjer Poznański”, der unter dem Titel: „Harriman und 
die Landesverteidigung“ erſchienen war (S. 101—104). In dieſem 
Artikel wird die Stromverſorgung der polniſchen Kriegsinduſtrie, 
in dem fog. „Sicherheitsdreieck“, unterfucht. Harriman habe es ver- 
ſtanden, in $ 26 des Verkragsenkwurfes die Beſtimmung hinein- 
zubringen, daß die Unkerſuchungen über den Bau weiterer Wafler- 
kraftwerke von dem Konzeſſtonär durchzuführen ſeien, und dieſer 
Punkt ermögliche die Feſtſtellung der verſchiedenſten „Schwierig- 
keiten“, die den Ausbau hindern könnten. Ungleich wichtiger aber 
fei die Beſtimmung, daß an Stelle des Baus eines neuen Dampf- 
kraftwerkes im Dabrowa-Revier die Reſerven beſtehender Werke 
ausgenutzt werden könnken. Die Bemerkung, daß dieſe Werke 
auch „an der Grenze des Konzessionsgebietes belegen“ ſein 
könnten, fei die Haupkſache, alles übrige nur Maskierung der 
eigentlichen Pläne Harrimans, die fih auf das Elektrizitätswerk in 
Chorzów bezögen: „Wir betrachten es als überflüssig, breit aus- 
zuführen, welche Konsequenzen darin liegen, die polnische In- 
dustrie im allgemeinen, die polnische Kriegsindustrie im beson- 
deren von dem Elektrizitätswerk in Chorzöw abhängig zu 
machen. Denn Chorzöw liegt nicht nur an der Grenze des 
Konzessionsgebietes, wie das so unschuldig in das Projekt ein- 
geschmuggelt wurde, Chorzöw liegt auch an der deutsch- 
polnischen Grenze . . ..“ Und die Gefahr fei um jo größer, als 
zu befürchten fei, daß die Deukſchen in irgendeiner Form weiter in 
der „polniſchen“ Elektrizitäts-Gefellfchaft verblieben. 

„Aus Fachkreiſen“ läßt fih die „Gazeka Warszawska” die Ge- 
fahr einer angeblichen deukſchen Induſtrie-Invaſion ſchildern 
(S. 104—109). Bei ſchweren Vorwürfen gegen die geheimnisvolle 
Ark, in der die Verhandlungen ſeit Jahren geführk worden ſeien, 
wird bezweifelt, daß es ſich hier nicht um polififches Kapital handle. 
Vielmehr wird angedeutet, daß, unabhängig von der Frage der 
Finanzierung, das Projekt nach deutſchen Plänen und unker 
deutſcher Leitung), bei Lieferung des Haupkkeils der benötigten 
Materialien durch die ACG., ausgeführt werden folle, Die Firma 
Harriman fei nur Maske für die deukſchen Abſichken, Polens in- 
duſtrielle Entwicklung auf dieſe Weiſe zu beherrſchen. Es erſcheine 
viel eher möglich, zumal der Kapitalbedarf katſächlich gar nicht ſo 
erheblich fei, eine wirklich polniſche Geſellſchaft zu gründen, an der 
das Auslandskapital beteiligt werden könne. Neben dieſen Phan- 
kaſien wird ganz nüchtern ausgeführt, daß das Projekt die Abfih- 
ten der polniſchen Elekkrifizierungspolitin keineswegs erfüllen 
könne. Erſtens erſcheine es durchaus möglich, daß Ortſchaften auf 
die Elektrizikätsverſorgung zehn Jahre lang warten müßten, ehe 
fie zur Selbſthilfe ſchreiten könnten, da der Ausbau des Netzes 
von der Erreichung eines recht hoch bemeſſenen Mindeſtverbrauches 
abhängig gemacht werde. Zweitens dürften ffatt eines Großkraft- 
werkes weitere Kleinwerke enkſtehen. Und drittens feien die 
Skrompreiſe verſchiedenklich teurer als die Konkurrenzpreife. 

Wiederum ſteht vereinzelt zwiſchen dieſen mehr oder minder 
ſcharfen Ablehnungen eine Verkeidigung der Regierungspolitik 
(Dr. L. Fall in drei Nummern (19., 21. und 28. VII. 1929) der 
offiziöſen Zeitung „Epoka“). Es wird verſucht, die monopoliſtiſche 
Stellung des Konzeſſionärs abzuſchwächen, weiter abgelehnt, die 
Verpflichtungen Harrimans während der Konzeſſionsdauer auf 
ihren Gegenwarkswerk umzurechnen. Neben dieſen, im allgemeinen 
nicht ſehr ſchlagkräftigen Argumenken ſoll dann wohl folgendes 
den Ausſchlag geben: Eine Verkümmerung der polniſchen Elek- 
frizitätswirtfchaft fei nicht zu befürchten, denn 1. behielten die be- 
ſtehenden Elektrizitätswerke „im Rahmen der verliehenen Kon- 


13) Gerade umgekehrt erklärte der Verkreter Harrimans wäh- 
rend ſeines Warſchauer Aufenkhalts, daß die Elektrifizierung nach 
den Projekten und Plänen polniſcher Ingenieure, die in New Vork 
nur revidiert worden ſeien, durchgeführt werden ſolle. Überhaupt 
fei „unser Bestreben, daß . .. in dem künftigen Harriman-Werk 
polnisches Personal beschäftigt werde.“ („Epoka“, Nr. 
218, vom 11. VIII. 1929.) Dazu vergl. die Forderungen auf die 
Entfernung der Deukſchen aus den Harriman-Werken. 
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zession volle Entwicklungsfreiheit!?)“, und 2. verbleibe der polni- 
ſchen Elekkrizikätsinduſtrie zur Betätigung mehr als % des polni- 
ſchen Skaaksgebiekes ts). Dr. Fall tritt ferner den Ausführungen 
des polniſchen ſozialiſtiſchen Politikers Diamand über die beherr- 
ſchende Stellung Harrimans in der polniſchen Induſtrie enkgegen, 
verſucht die Auswirkungen zu verkleinern und kröſtek u. a. damit, 
daß Harriman ohnehin in vielen Fällen Beſitzer derjenigen Werke 
fei, die als Makeriallieferanken in Frage kämen. Im übrigen 
verkraut er auf die Zukunft und hofft, daß ähnlich wie bei der 
Übernahme der Gieſche-Werke, wo nur eine mündliche Verpflich- 
kung zur Anlage von 5 Willionen Dollar vorgelegen habe und 
mehr als das Doppelte der Summe inveſtierk worden ſei, ſich auch 
hier die Dinge geftalten würdente). Eine ſcharfe Kritik an dieſer 
Apologie der Regierungspolitik übt der folgende Aufſaß (Elzano- 
wicz in: „Epoka“, S. 120—124), die immer wieder betont, es fei 
gar niht notwendig, dem Auslandskapital ſolche Sonderbedingun- 
gen gerade aufzudrängen, da ſich an und für ſich in Polen mühelos 
15 % gegenüber 8 % in Deutſchland für Anlagekapital erzielen 
laffen. Und im übrigen fei das Argument der ſchlechten Kredit- 
ſtellung Polens auf den Auslandsmärkken niht zugkräftig, da be- 
kannklich die Aktien und Obligationen polniſcher Unternehmungen 
im Auslande durch ſolche ausländiſcher Holding-Geſellſchaften 
ſubſtituiert werden (3. B. Lodzer Elekkrizitätswerk durch Aktien 
der Schweizer Gef. f. Elekfro-Anlagen bzw. (belgiſche A.-G.) „Bel- 
gokes“). Ganz gefährlich aber ſei es, daß Harriman ſowohl für 
Stromproduktion und -verfeilung konzeſſionierk werden foll, denn 
als ſolcher hat er die Möglichkeit, anderen Werken den Strom- 
preis zu diktieren. Er werde nicht Stromerzeuger in großem Stile, 
ſondern monopoliſtiſcher Verkeiler werden. Es läge dagegen im 
Inkereſſe der polniſchen Sicherheit und Unabhängigkeit, daß mög- 
lichſt verſchiedene Auslandsfirmen konkurrieren. (Hinweis auf die 
Türkei im 19. Jahrhundert!) — 

Ein beſonderer Abſchnitt (IV. — S. 139—178) unkerſuchk „Das 
Verhältnis Harrimans zum deutſchen Kapital“. 
Nach Wiedergabe zweier Artikel der Frankfurter Zeitung über 
„Harrimans polniſche Transaktionen” (F. 3. vom 23. VI. 1929, 
S. 139—144), in denen u. a. der Hoffnung Ausdruck gegeben 
wurde, daß es den neuen amerikaniſchen Herren in mancher Hin- 
ſicht vielleicht beffer gelingen werde, die deutfchen Angeſtellken zu 
halten, folgen verſchiedene Artikel (vornehmlich aus der „Gazeka 
Warszawska”) über die jüngſt erfolgten Zuſammenſchlüſſe in der 
oberſchleſiſchen Hütteninduſtrie. Dabei wird immer wieder die Zu- 
ſammenarbeit des deukſchen und amerikaniſchen Kapitals und die 
angeblich fih daraus ergebende politiſche Gefahr betont, daß auf 


14) Auf die Argumente, daß den Werken die Entwicklungs- 
möglichkeit abgeſchnürt fei, einzugehen, wird gänzlich unkerlaſſen. 

15) Vergleiche dagegen die früheren Feſtſtellungen über die 
Stellung des Konzeſſionsgebiekes in der polniſchen Wirkſchaft und 
den Charakter dieſer reſtlichen Gebiete. — Hierbei mag erwähnt 
fein, daß die GElektrizifätsverforgung Pommerellens und Poſens 
zum Monopol des Elektrizitätswerks in Groddek (Pommerellen) 
gemacht werden foll, bei Hinzufügung von 10 kongreßpolniſchen 
Kreiſen. 

10) Auch hier, wie öfter in der Regierungspreſſe, wird ange- 
deutet, ffatt der vorgeſehenen Höchſtſumme von 100 Millionen 
Dollar würden die geplanten Anlagen mehr als das Doppelte dieſer 
Summe erfordern. Jedenfalls wird ſtatt der Beſtimmungen des 
Berfragsentwurf „höchſtens 100 Millionen Dollar“ be- 
denkenlos verſichert „mindeſtens 100 Millionen Dollar“. Zur 
Frage der Inveſtierungen nimmt auch das Organ der „Affimilan- 
ken“ (polniſch-national orientierter Juden), der „Nasz Przeglad”, 
Stellung (S. 129—131). Er meint, die Oppofition behaupte nicht 
ohne Grund, daß weikere Inveſtierungen aus den Einkünften des 
Unternehmens erfolgen würden, „wir haben es also mit einer 
Transaktion zu tun, die man selbst unter den gegenwärtigen 
ungünstigen Bedingungen schwerlich mit der Notwendigkeit, 
Auslandskapital nach Polen zu ziehen, begründen kann.“ — 
Auch bier findet fih die peſſimiſtiſche Bemerkung, „bei dem Feh- 
len einer parlamentarischen Kontrolle sei die Frage . .. bereits 
vorweg entschieden.“ 
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diefe Weiſe der deukſche Einfluß in Polen übermächkig ee 
Einer dieſer Artikel: „Aus amerikaniſchen in fremde Hände“ 
(„Kurjer Poranny”, S. 153—156) weiſt auf die Möglichkeit der 
Überfremdung der zu gründenden Elekkrizikäls-Geſellſchaft auf dem 
Wege der Übernahme der Obligationen durch deukſche Kreiſe hin. 
(Eine ſolche Entwicklung könne zwar auch bei den übrigen, in 
Polen tätigen Auslandsfirmen eintreten, würde aber nie eine 
ſolche Bedeutung haben.) Die Möglichkeit der Obligafionen-Au3- 
gabe in mehrfacher Höhe des Aktienkapital mache auch eine 
Sicherung des polniſchen Charakters der Geſellſchaft durch Ver- 
pflichtung, daß die Aktienmehrheit in amerikaniſchen Händen zu 
bleiben habe, illuſoriſcht?)). Weiter heißt es (in „Gazeta War- 
sgawska“, S. 156—159), ähnlich wie feiner Zeit die American 
European Utilities Corp. eine Gründung der AEG. in Verbindung 
mit der General Electric geweſen fei, fei heute Harriman weiter 
nichts als der Schirm für die deukſchen Inkereſſen (unter Be- 
rufung auf die obigen Artikel der „Frankfurter Zeitung”). Die- 
ſelbe Quelle enthält (S. 159—161) eine Unterfuhung über die Zu- 
ſammenſetzung des Aufſichksrats der jetzt fuſionierten oberſchleſi⸗ 
ſchen Hütten (7 Deukſche, 3 Verkreker Harrimans, 4 Polen). dhn- 
lich werde auch die Zuſammenſetzung der neuen Geſellſchaft ſein. 

Weiter wird angedeutet, daß Harriman diefe Elektrifizierungs- 
Konzeſſton dazu ausnützen werde, um aus dem oberſchleſiſchen Re- 
vier in die benachbarten kongreßpolniſchen Kohlengebiete einzu- 
dringen. Dabei handle es fih hier um die AEG., die das polniſche 
Wirtſchaftsleben beherrſchen wolle (S. 162—166). Drei weitere 
Aufſätze der „Gazeta Warszawska” (S. 170—176) enthalten die 
gleichen Befürchtungen. So heißt es unker der Überſchrift „Deut- 
ſche Minen“: „Die Lage ist klar. Deutschland erklärt offen, es 
erstrebe eine Anderung der polnischen Grenzen „auf fried- 
lichem Wege“. Deutschland will keinen Handelsvertrag schlie- 
Ben, der beiden Teilen Wirtschaftsvorteile gewährt, weil poli- 
tische Postulate an erster Stelle stehen. Andererseits beteiligt 
sich Deutschland an den Harriman- Transaktionen. . Daraus 
folgt, daß die Tätigkeit Harrimans den deutschen politischen 
Plänen entspricht. Die deutsche Industrie geht mit der 
Politik der deutschen Regierung zusammen, ist ihre Vorhut im 
„Drange nach Osten“. Ahnlich weiſt Profeſſor Rybarski darauf 
hin, daß es bedenklich ſcheine, wenn das Ausland Polen immer 
wieder einſeitige Förderung der Landwirkſchaft empfehle, weiter- 
hin ſagt er, „fremdes Kapital kann als Werkzeug für politischen 
Terror gegen Polen gebraucht, kann zur Waffe in deutschen 
Händen werden.“ 

Am Schluſſe finden ſich noch kürze Außerungen über die Deuk⸗ 
ſchen in Oberſchleſten, insbeſondere über das Verbleiben Dr. Kal- 
lenborns, des kechniſchen Direktors der Bismarckhükke, in denen es 
u. a. heißt, die Triumphe der „Polska Zachodnia“ und des Auf- 
ftändigen-Verbandes feien verfrüht geweſen, da auf Veranlaſſung 
Harrimans die Aufenkhaltsgenehmigung verlängert worden ſei: 
„solche weitreichenden Einflüsse hat Harriman schon heute, 

. was wird erst geschehen, wenn er aus den Händen des 
Ministers Moraczewski die Elektrizitätskonzession erhält!“ 
( Placówka“, ©. 178). 

Kürzer iſt der fünfte Abſchnikt, der die Überſchrift trägt: „Die 
polniſchen Wirkſchafktskreiſe und die Harri- 
man- Privilegien“ (S. 179—200) 18). Es werden abgedruckt: 


17) An Stelle der Gründung eines neuen Großunkernehmens 
wird vorgeſchlagen: Vereinigung der beſtehenden Werke, ähnlich 
wie fih in Pommerellen die Elektrizitätswerke Groddek, Grau- 
denz und Thorn zur Bewältigung größerer Elekkrifizierungspro⸗ 
jekte vereinigt haben. 

18) Die Kritik der Wirkſchaftskreiſe iff neuerdings durch den 
Zentralverband der polniſchen Induſtrie (Leviathan) zuſammenge⸗ 
faßt worden, der zwar nicht grundſätzlich die Nokwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit der Heranziehung von Auslandskapikal für die 
Elekkrifizierung abgelehnt, jedoch erklärt hat, ſelbſt die Zwangs- 
lage Polens geſtakte nicht die Einräumung einer ſolchen diktato- 
riſchen Stellung. Befont wird auch hier die Möglichkeit des Über- 
gangs in „unerwünſchte“ Hände. Seinerſeits hat der Verband pofi- 
tive Reformvorſchläge veröffentlicht, die hauptſächlich die Mono- 
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die Stellungnahme der Induſtrie- und Handelskammer Lublin (ab- 
lehnend), der Induſtrie- und Handelskammer Warſchau, deren 
Widerſpruch die oben angeführten Argumente enthält, ferner — 
nach einer Sonderveröffenklichung — die Ablehnung des Projekts 
durch den Verband der Gruben- Elektrizitätswerke (Zelkop). Be- 
achtlich ift hier, daß der Verband die Forderung nach Anſchluß 
von 4 kongreßpolniſchen Kreifen (an der Grenze des Dombrowa- 
Reviers belegen) erhebt, mit der Begründung, daß ſich bereits An- 
fang 1927 der Verband um Erteilung einer Konzeſſion bewor- 
ben habe. An und für fih bedeute die Harriman-Konzeſſion in der 
bekannt gewordenen Faſſung Lahmlegung der Elekkrizitätswerke 
des Verbandes, die gegenwärkig 20 000 KW, ab 1. I. 1931 bis zu 
55 000 KW abgeben könnten, und das müſſe „in Polen... . wo 

.. die Kohlenindustrie sich notorisch in einer schwierigen 
Lage befindet, .... als Verschwendung bezeichnet werden.“ 
Die übrigen Argumente des Verbandes enthalten gegenüber den 
bisherigen Preſſeſtimmen nichks Neues; unkerſtützt wird die Stel- 
lungnahme des Verbandes durch weitere, hier abgedruckte Auße— 
rungen, die vor allem die Vernachläſſigung der Elektrizikätswerke 
der kongreßpolniſchen Grubeninduſtrie gegenüber Oberſchleſien, 
wo das Elektrizitäts-Geſetz von 1922 nicht gilt, betonen, 

Abſchnitt VI (S. 201—218) behandelt: „Harriman und 
die Selbſtverwalkungen“. In dem Prokeſt des polniſchen 
Städteverbandes (S. 201—206) erſcheint am wichtigſten die Forde- 
rung nach Belaſſung eines künftigen Abſatzgebietes für die ftädti- 
ſchen Elektrizitätswerke (15 bzw. 10 km im Umkreis, unter Be- 
rufung auf das Agrarreformgefeg!). Im übrigen decken ſich die Ar- 
gumente mit der Kritik durch die Preſſe; das gilt auch für die 
Stellungnahme der Haupkſtadt Warſchau und die hierzu wieder- 
gegebenen Preſſekommenkare, wie auch für Abſchnitt VII 
(S. 219—249) „Wojewodſchaftsverhandlungen“. Hier 
werden haupkſächlich Verſammlungsberichte abgedruckte). 

Beachklich ift dagegen Abſchnitt VIII, der die Überſchrift trägt: 
„Wirtſchafkswiſſenſchaft und Elektrotechnik“ 
(S. 251—284), welcher die Debatte zwiſchen dem Profeſſor Sokol- 
nicki (Techn. Hochſchule Lemberg) und dem bekannten National- 
demokraten Profeſſor St. Grabski (Univerſikät Lemberg), die den 
Höhepunkt der Harriman-Auseinanderſetzungen bildete, wieder- 
gibt. Prof. Grabski ſtellte, ohne ſich in Einzelheiten des Per- 
kragsenkwurfs zu verlieren, feft: „Der Vertrag mit Harriman 
macht also für 60 Jahre die Entwicklung des größten Teils 
unserer . . . Industrie von der Politik der internationalen 
Finanzwelt abhängig. Man muß sehr naiv sein, um anzunehmen, 
daß diese Finanzwelt den Fortschritt unserer eigenen Produk- 
tion an solchen Gütern, die wir aus dem Ausland einführen, 
Wohlwollend ansehen wird“. Statt der Unterſtützung des polni- 
ſchen Induſtrieexports „wird es sich bezahlt machen, in Polen 
einige zehn Millionen Dollar zu investieren, um den Fortschritt 
unserer Industrie zu hemmen .... (S. 253). Dieſe Äußerungen 
Grabskis führten zu einem (vielfach perſönlich gehaltenen) Nei- 
nungsauskauſch mit Prof. Sokolnicki, der als Elektrotechniker 
Verfechter des „gigankiſchen“ Projekts ift. Ohne den von Grabski 
herausgehobenen Hauptpunkt näher zu berühren, trat Sokolnicki 
ihm in einem vielfach abgedruckten „Offenen Brief“ (S. 254—259) 
enkgegen, auf den Prof. Grabski in ſechs Arkikeln (S. 259—280) 
antwortete. In weikausholenden, nakionalökonomiſchen Bekrachkun⸗ 
gen führte er gegen die Theſe: „Elektrifizierung um jeden Preis“ 
vor allem aus: ... man müſſe bedenken, es handele fih, obwohl 
die Summen für Polen ungeheuer erſcheinen, doch immer nur um 
geringe Prozenke des Geſamkkapikals des Harriman-Truſts. Sollte 
es je im Intereſſe der amerikaniſchen oder deuffchen Truſts liegen, 
die polniſche Konkurrenz zu bekämpfen, jo werde Harriman unbe- 
ſorgt die Untentabilität dieſes kleinen Bruchkeils wagen. Wenn 


polſtellung beſeitigen wollen. Außerdem ſollen die Kohlenreviere 
aus der Konzeſſion ausgeſchloſſen werden. Als Gegenleiſtung ſoll 
der Staat die Finanzierung der Flußregulierung für das Dunajec- 
Werk übernehmen. (Vergl. „Deutſche Rundſchau“ (Bromberg) 
11. September 1929.) 

10) Die Zahl der eingelaufenen Protefte foll fih auf einige 
Hundert belaufen. („Deufjhe Rundſchau“.) 
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vor 100 Jahren die Scheibler, Grohmann, Lilpop, Rau uſw. ihr 
ganzes Kapital in Polen anlegten, fo ſei dieſes im Laufe der Jahre 
zwangsläufig zu einem wirklichen Beſtandkeil des polniſchen Na- 
kionalkapitals geworden. „Aber wenn viele Millionen starke 
Bank- und Börsenkonzerne einen Bruchteil ihres Kapitals in 
Polen lozieren, einen Bruchteil, der jedoch die größten unserer 
eigenen Kapitalien übertrifft, besteht eine zu große Gefahr, 
daß eine solche Gesellschaft, statt gemeinsam mit unsern 
eigenen Kapitalien zu arbeiten, unsern industriellen Fortschritt 
lediglich von den amerikanischen, englischen oder deutschen 
Interessen dieser Konzerne abhängig macht.“ Zudem erinnere 
die auf 60 Jahre abzuſchließende Konzeſſion febr ſtark an orienta- 
liſche „Kapitulakionen“. Statt deffen ſchlägt Grabski vor: ent- 
weder Heranziehung einer Auslandsanleihe für den Bau des 
Dunajec-Kraftwerks, das eventuell ein begrenztes Monopol er- 
halten könne, bzw. „Die Gewährung eines Monopols für die Er- 
bauung von Elektrizitätswerken und Stromleitungen in einem 
bedeutenden Teil des Landes würde für Polen einen wirklichen 
Vorteil nur dann darstellen, wenn dieses eine Prämie für den 
Ausbau unseres Eisenbahnnetzes in einem Ausmaße wäre, wie 
dieses ungefähr in den am stärksten agrarischen Provinzen 
Deutschlands vorhanden ist.“ Der Erfolg dieſer „Privaklektion“ 
war eine, wenn auch febr gewundene Einſchränkung der unbe- 
dingten Zuſtimmung Prof. Sokolnickis zu dem Harriman-Projekt. 

Den Schluß der Schrift bilden: „Letzte Stimmen“ (Abſchnitt 
IX. — S. 285—295). Hier ſtellt u. a. die „Gazeta Warszawska“ das 
Für und Wider zuſammen und kommt dabei zu dem Ergebnis: „Es 
ist nicht schwer sich vorzustellen, wie eine Seim-Abstimmung 
über die Harriman-Konzession aussehen würde. Entschieden 
dafür würden nur sein: die Regierungssozialisten und der 
Deutsche Klub. Der Regierungsblock würde, gegen die eigene 
Uberzeugung und bei zahlreicher Abwesenheit, auf Befehl da- 
für stimmen. Der Rest, d. h. % dagegen.“ Gleichzeitig wird aber 
hinzugefügt, daß kroßdem die Entſcheidung der Regierung längſt 
für die Konzeſſion erfolgt fei. Aufrecht erhalten werden, trog 
gegenteiligen Erklärungen des Verkrekers von Harriman, die Be- 
hauptungen, daß fih hinter Harriman deutſches Kapital verberge. 
Demenkiert könne immer nur ein formeller Vertrag werden; das 
ſchaffe aber nicht die Tatſache der internationalen Zufammen- 
arbeit aus der Welt. 

Das Schlußwork des Herausgebers betont: Ein bedeutender 
Teil der öffentlichen Meinung ſowie der Inkereſſenken habe fich 
gegen den durch das Miniſterium der öffentlichen Arbeiten be- 
kannt gemachten Entwurf ausgeſprochen. Die Ablehnung ſei nicht 
nur in der politiſchen Oppofifion gegen die Regierung begründet, 
denn unter den Gegnern Harrimans befänden ſich auch regierungs- 
freundliche Zeitungen und Kreiſe. „Die Harriman-Konzession 
kann nicht wie eine gewöhnliche Elektrifizierungsgerechtsame 
entschieden werden, sondern bei der Erledigung dieser Frage 
müssen vor allem allgemeine politisch-wirtschaftliche Prinzipien 
berücksichtigt werden. 

[Koztowski, M. „Sprawa Harrimana. Głosy publiczne i do- 
komenty.“ (Die Harriman-Frage. Öffentliche Stimmen und 
Dokumente.) 296 S. Warschau, September 1929.] 


II. Die Ankwork des Harriman-Konzerns, 

Dieſe ift ſoeben erſchienen in einer 132 Seiten ffarken in pol- 
niſcher Sprache abgefaßten Schrift, welche den Titel krägt: „Denk⸗ 
ſchriften der Firma W. A. Harriman & Co.“ Hier werden 12 ein- 
zelne Denkſchriften, welche den polniſchen Behörden zugeſchickk 
worden find, und von denen jede eine beſondere Frage behandelt, 
abgedruckt. Beigefügt iſt eine Karte des projekkierken Konzeſſions- 
gebiete3, das darnach im Südweſten bis vor Kaktkowitz, im Nord- 
weſten etwa 40 km weſtlich Lodz reicht, im Norden die Weichſel 
berührt, in einem Abſtande von etwa 30 km nördlich und öſtlich 
über Warſchau hinausgeht, im Often etwa bis zur Linie Lublin — 
Sanok reiht und im Süden durch die Staatsgrenze mit der 
Tſchechoſlowakei begrenzt wird. 

In der erſten Denkfchrift, welche „Das Weſen des 


Harriman-Projekkes“ behandelt, werden zwei Haupfauf- 228 
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gaben genannt, deren Löſung Harriman übernehmen will: 1. Die 
Elektrifizierung derjenigen Gebiete auf einem Geſamkraum von 

Kreiſen, die bisher von keinem konzeffionierfen Werk erfaßt 
worden find. 2. Einrichtung einer planmäßigen Energiewirtſchaft 
auf dieſem Gebiek, die in folgenden Maßnahmen beſtehen ſoll: 

a) Erſchließung einer neuen Energiequelle neben der bisher 
. in Anſpruch genommenen Kohle — nämlich der Waffer- 

räfte; 

b) Erzeugung von elekkriſcher Energie in großen Kraftwerken, 
die unmittelbar an den natürlichen Energiequellen im Süden des 
Staates gelegen find (d. h. bei den Kohlengruben und den Ge- 
birgsflüſſen) und Vereinigung dieſer Energiequellen in einen ge- 
ſchloſſenen Leikungskomplex; 

c) Verbindung dieſer Kraftwerke mik den wichtigeren Indu- 
ſtriezenkren des Landes durch Hochſpannungsleikungen. 

Dieſe Fern-Hochſpannungsleitungen könnken mit allen auf dem 
Raum der 69 Kreiſe vorhandenen großen Elekkrizikätswerken ver- 
bunden werden, dadurch durch ſie verſtärkk werden, aber auch ſie 
ſelbſt verſtärken. So könnte eine Zufammenarbeit zwiſchen 
Harriman und den andern Werken enkſtehen. Zum Schluß dieſes 
Abſchnittes wird betont, daß das Projekt Harrimans aufgebaut fei 
auf „den natürlichen und geographischen Bedingungen Polens 
und seiner Wirtschaftsstruktur.“ 

Die zweite Denkſchrift verteidigt „Das Monopolrechkin 
der Harriman-Konzeſſion“ auf das Enkſchiedenſte. Vor 
allem müſſe unkerſchieden werden zwiſchen dem Geſamkgebiet der 
69 Kreiſe und dem engeren Monopolgebief. Sowohl die größeren 
Städte wie auch die Induſtriegebiete (oft mehrere Kreiſe um- 
faſſend) ſeien bereits konzeſſioniert, ſo daß dieſe „Enklaven“ nicht 
weniger als 1/, des Gebietes einnähmen. Von 242 Städten über 
3000 Einwohner feien 137 (Durchſchnikk 27 200) bereiks verſorgt, 
für Harriman verblieben noch 105 mit durchſchnikklich 4100 Ein- 
wohnern. Das zu gewährende Monopol für dieſes „unenkwickelke“ 
Reſtgebiet enkſpräche durchaus dem der übrigen Konzeſſionäre für 
ihre Gebiete; da auch in dieſem Gebiet die Erzeugung elekkriſcher 
Energie zum Eigenverbrauch frei ſei, handle es ſich — hier wen- 
det fih die Denkſchrift beſonders gegen Profeſſor Glabinski — 
nicht um ein Monopol, das geſetzlicher Grundlage bedürfe. 

Daß die Entziehung des Monopols für das Reftgebief den 
Harriman-Plan von vorneherein unmöglich mache, wird in dem 
Abſchnitt „Bedeutung und Notwendigkeit des Monopolrechkes“ 
(S. 13—16) beſonders hervorgehoben. So heißt es: „.., für 
Harriman ist es unmöglich, auf das Monopolrecht zu ver- 
zichten, denn sowohl das Elektrifizierungsprogramm wie auch 
die Konzessionsbedingungen, vor allem aber die niedrigen 
Tarife wurden unter der Annahme, daß Harriman .... das 
Monopolrecht ... zustehen wird, projektiert“ (S. 15). 

Weiterhin wird darauf hingewieſen, daß von der Kritik das 
Projekt geradezu lügenhaft enkſtellt worden fei; eingehend erörtert 
werden nur noch die Einwände des Wirkſchaſktsfachmannes 
H. Tennenbaum und die Kritik des Zenkralverbandes der polni- 
ſchen Induſtrie y. 

Die dritte Denkſchrift (S. 31—45) behandelt eingehend: „Die 
Kohlenreviere und die Harriman Konzeſſion“. 
Gegen die Einwände des Verbandes der Gruben-Elelkrizitäts⸗ 
werke wird angeführt: Die Strompreiſe des Verbandes ſeien höher 
als die des Harriman-Projektes; der Hinweis auf die notwendige 
freie Konkurrenz in der Elekkrizikätswirtſchaft werde durch die be- 
ſtehenden Karkellverkräge des Verbandes erledigt; ſchließlich fci 
das Inveſtierungsprogramm des Verbandes geradezu minimal. Vor 
allem aber fei der Einſchluß dieſer Kohlengebieke (24 der Kreiſe 
Bedzin, Zawiercie, Olkusz und Chrzanów) in das Monopolgebiet 
deswegen unerläßlich, weil fie das einzig zukunftsreiche Gebiet 


1) Eine Stellungnahme zu dieſer Polemik iff ziemlich unmög- 
lich, da die Einwände der Kritik vollkommen zuſammenhanglos 
herausgegriffen und erörtert werden. Während aber dieſe beiden 
Kritiken immer die geſamkwirtſchafklichen Konſequenzen erwogen 
haben (was hier niht zum Ausdruck kommt!), wird hier eine Ab- 
ſchwächung der Folgen des Monopols durch eine formale Inter- 
pretation der Verkragsparagraphen verſucht. 


229 


Fraktur — Berichk. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Der Streit um Harriman.) - 
darſtellten und hier auch die Großkrafkwerke errihtet werden 
follten, deren Enkſtehung andernfalls gefährdet werden würde. 

Die Inkereſſen der Kohlengruben könnten folgendermaßen ge- 
währt werden: 1. Als Kohlenproduzenken durch die vertraglich 
zu garantierende Abnahme beſtimmker Kohlenmengen zu Konkur- 
renzpreiſen, — als Kohlenproduzenken würde ihnen auch rie Linde- 
rung der Transporkſchwierigkeiken bei dem zu erwartenden Rück- 
gang der Kohlenkransporke zugute kommen —. 2. Als Strom- 
produzenken durch Vereinbarung über die Abnahme der über- 
ſchüſſigen Strommengen ihrer Werke; dafür könnte dann Harri- 
man, was febr erwünſchk fei, das Haupkgewichk auf den Ausbau 
des Leikungsnetzes legen. 3. Schließlich als Skromverbraucher durch 
die zu erwartende Verbilligung des Stroms, vor allem aber durch 
die erhöhte Bekriebsſicherheik infolge der Zuſammenfaſſung der 
Energieproduktion, 

Erwähnk werden noch die Vorteile, die andere Skromverbrau- 
cher in dieſen Gebieten durch die Verbilligung des Skromes, bef. 
auch durch die Erſchließung der Waſſerkräfte, haben würden. Be⸗ 
züglich der Gruben heißt es ſodann noch, die Firma Harriman 
wolle deren Inkereſſen ev. ſogar durch die Verpflichtung, nicht zu 
ihrem Schaden den ſchleſiſchen Werken Skrom zu enknehmen, 
ſchützen, im übrigen ſollken die Gruben jedoch die für die Elektrifi- 
zierung aufzuwendenden Kapitalien zweckmäßiger zur Verbeſſe⸗ 
rung der Kohlenproduktion verwenden. 

In der vierten Denkſchrift: „Verkleinerung des Kon- 
zeſſionsgebiekes“ (S. 47—52) werden behandelt: die An- 
träge auf Ausſchluß der vier Kohlenkreiſe, ferner derjenigen Ge- 
biete, die gemäß des Agrarreform Geſetes „in der Sphäre der 
Wohninteressen der Städte liegen“, und ſchließlich ſolcher Ge- 
biete, in denen — ohne formelle Konzeſſionen — bereits Elektrifi- 
zierungsarbeiten durchgeführk werden. Hierzu wird erklärk, krotz 
der Bereitwilligkeit der Firma Harriman zu weikgehendem Ent- 
gegenkommen komme ein Verzicht auf das Monopolrecht in dieſen 
Gebieten keinesfalls in Frage. Betr. die Kohlengebiete wird dabei 
auf Teil III verwieſen (bzw. die Einwände wiederholt!); ähnliche 
Einwände — vor allem befr. die künftige Entwicklungsmöglich⸗ 
keit! — feien auch für die Gebiete um die bereits von Konzeſſio⸗ 
nen erfaßten Städte zu erheben. Außerdem läge der Einſchluß 
dieſer Gebiete in das Monopolgebiek Harrimans im wohlverftan- 
denen Inkereſſe der Städte ſelbſt. Betr. die dritte Gruppe (Elektri- 
fizierungen ohne Konzeſſion) wird unklar auf Verhandlungen der 
Firma Harriman mit den Inkereſſenken verwieſen. 

Die 5. Denkſchrift (S. 53—62) behandelt: „Die Anlage 
kapitalien in der Harriman-Konzeſſion“. Hier 
wird betont, die Verpflichtungen Harrimans feien im Gegenſaß zu 
anderen Konzeſſionen zum erſten Mal genauer feſtgelegt worden), 
und zwar nicht nur betr. kechniſche Einzelheiten, ſondern auch betr. 
die Höhe der Inveſtierungen. (Kurze Wiedergabe der Beftimmun- 
gen.) Wenn die Summe von 25 Willionen Dollar, die in den 
erſten 10 Jahren zu verwenden ſei, als zu gering bezeichnet werde, 
fo fei zu beachten, daß fih dafür die inſtallierke Energie in den 
Elektrizitätswerken (einſchl. Leitungen) um 220 000 KW — gegen- 
über 163 000 KW inffallierte Energie 1927 im Geſamkgebiet der 
69 Kreiſe — erhöhen ließe. Die Befürchkungen, daß der Konzeffio- 
när fih auf die gewinnbringendſten Teile des Programmes be- 
ſchränken werde, ſeien grundlos, da die finanziellen Beſtimmungen 
mit den kechniſchen Einzelheiten derart verbunden worden ſeien, 
daß der Konzeſſionär koſtſpielige Anlagen erbauen müſſe, die ihm 
erſt nach evenkuellem Aufwand weiterer Kapikalien, die von der 
Konzeſſion nicht erfaßt würden (Finanzierung von Einrichtungen 
bei den Verbrauchern, Kredit u. ä.), einen Gewinn erbringen 
würden. Das eigene Gewinnſtreben des Konzeſſionärs würde ihn 
alſo zur genauen Erfüllung und „wahrscheinlich zu einer bedeu- 
tenden Erweiterung“ des Programms veranlaſſen. 

Die Beſtimmung über die Begrenzung der Anlagen habe vor 
allem den Zweck, den Konzeſſionär gegen ſchlechte Konjunkkuren zu 
ſichern — bei günſtiger Konjunktur werde die Ausfiht auf den 
Gewinn unzweifelhaft ſogar höhere Anlagen veranlaſſen — 
andererſeits verbürge fie aber auch bei ſchlechker Wirkſchaftslage 


2) Allerdings nur für die erſten 10 Jahre! 
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der Regierung die Ausführung eines beftimmten Mindeft- 
Programms. Der Einwand, abgelegene Gebieke, die wenig oder 
keinen Gewinn verſprächen, würden vernachläſſigt werden, ſei 
ebenfalls nicht ſtichhaltig, denn für diefe fei verkraglich der Betrag 
von einer Million Dollar, der völlig ausreichend ſei, ſichergeſtellt. 

Gegen die Behauptung, der Konzeſſionär werde wegen Er- 
ſchöpfung der Mittel „oder aus anderen Gründen“ die Inveftie- 
rungen ſchwerlich über den vertraglich vereinbarken Stand fördern, 
wird auf die Beſtimmungen des Projekts hingewieſen, wonach bei 
nicht genügender Verſorgung bereits nach 5 Jahren die Rechte 
Harrimans verloren gehen ſollten. Danach „wird die Furcht vor 
dem Verlust der Gebiete außer der Notwendigkeit, Uberschüsse 
zu erzielen, ein neuer Anstoß für den Konzessionär sein, die In- 
vestierungen entsprechend den wirklichen Bedürfnissen des Ge- 
bietes zu erhöhen.“ Bezüglich des Energiekransporkes würde 
Harriman außerdem nur ein „fakkiſches Monopol“ erwerben, das 
er verteidigen werden müſſe. 

Zum Schluß werden die Kritiken betr. die geringe Höhe der 
Inveſtierungsbekräge für die reſtlichen 50 Jahre berührt und kurzer- 
hand als „rein akademische arithmetische Rechnung, die mit 
wirklichen Wirtschaftsprognosen nichts gemeinsam hat“, be- 
zeichnet. 

Die 6. Denkſchrift (S. 63—69) handelt über „Die Zeſſion 
der Konzeſſion“. Die Einleitung iſt in mancher Hinſicht für 
die ganze Beweisführung dieſer „Denkſchriften“ bezeichnend. In 
feiner Kritik hakte Profeſſor Grabski-Lemberg gefordert, daß das 
Monopolrecht nur „als Prämie für den Ausbau unseres Eisen- 
bahnnetzes, in Ausmaßen ungefähr wie in den am meisten 
agrarischen Provinzen Deutschlandss)“ erteilt werden folle. An- 
ſcheinend war damit alſo eine Anleihe zu dieſem Zwecke gemeink, 
ähnlich wie das von ſozialiſtiſcher Seite vorgeſchlagen wurde. Hier 
wird dieſe Außerung wiedergegeben, jedoch mit dem ſinnwidrigen 
Zuſatz „. .. also der laute Protest gegen den Anteil des Aus- 
landskapitals an der Elektrifizierung Polens endete mit dem 
Appell, diesem Kapital nicht nur die Elektrifizierung, sondern 
auch den Ausbau des Eisenbahnnetzes auszuliefern“ (S. 65). 

Sodann wird gegen die laut gewordenen Befürchkungen betr. 
den Übergang der Konzeſſion in unbekannke Hände angeführk: Es 
fei allgemein bekannt, daß % der polniſchen Elekkrizikätsunker⸗ 
nehmungen ſich im Beſitz des Auslandes befinden, ein Befigüber- 
gang ſei jederzeit möglich und gar nicht feſtſtellbar. Dies ſei nicht 
kritiſiert worden, wohl aber das Harriman-Projekt, während ſich 
Harriman fogar dazu verpflichte, daß die Majorität des Unterneh- 
mens 35 Jahre lang im Befig einer amerikaniſchen Holding-Ge- 
ſellſchaft verbleiben werde. Bedeukungslos feien auch die Be- 
denken, daß dem Unkernehmen die Möglichkeit der Verſchuldung 
bis zu 75 % geftattet werde, dies folle und würde nur die Beſchaf— 
fung von Bekriebskapikalien ſichern. Schließlich fei die Behaup- 
fung, der übergang in unbekannte Hände Könnte fih auf dem 
Wege über den Zwangsverkauf vollziehen, ev. von Harriman ab- 
ſichtlich herbeigeführt werden, ebenfalls grundlos. Denn in ſolchem 
Falle ſetze ſich die Firma dem Verluſt der angelegken Kapitalien 
aus. Überdies ſei Harriman gewillt, auch für dieſen Fall beſondere 
Garantien in den Vertrag einfügen zu laſſen. Schließlich ſei durch 
das in Polen geltende Konzeffionsiyftem:) für die Gründung von 
Akkiengeſellſchaften, die von beſonderer Bedeutung für den Staat 
ſind, die Möglichkeit geboten, die Inkereſſen Polens zu wahren. 

In der 7. Denkſchrift (S. 71—77) über „Gelkungsdauer 
und Rückkaufskermin“ wird die von den Gegnern gerügke 
Geltungsdauer der Konzeſſion mit 60 Jahren verteidigt durch Hin- 
weiſe auf: 1. die gleich lange Dauer bei dem Elektrizitätswerk in 
Groddek (Pommerellen); außerdem enkſpräche diefe Friſt den allge- 
meinen Beſtimmungen über Elektrizitätskonzeſſionen, 2. die er- 
höhten Koſten der Hochſpannungsleitungen, die erft nach mehreren 
Jahren Erträge liefern würden, 3. die geringe wirtjchaftlihe Ent- 
wicklung des Monopolgebietes. Dieſe komme zum Ausdruck in der 
niedrigen Bevölkerungsziffer: pro qkm 68 Einwohner gegenüber 


3) In: „Sprawa Harrimana“, S. 280, 
a) Wird von den Gegnern des Projekts beſtritten. 
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434 pro qkm in anderen Konzeſſionen (daneben wird das Beifpiel 
der Städte wiederholt). Auch deswegen fei eine Ergiebigkeit erft 
nach koſtſpieligen Vorarbeiten zu erwarten und rechtferkige die 
längere Geltungsdauer der Konzeſſion. 

Über den Rückkauftermin enthielten die allgemeinen Beftim- 
mungen des Wirkſchaftlichen Komitees des Winiſterrats keine An- 
gaben, bisher fei dieſer prakkiſch nach 20 Jahren feſtgelegt worden 
(bei Groddek 30 Jahre). Die Hinausſchiebung des Rückkauftermins 
wird gerechtfertigt ungefähr durch die gleichen Argumente wie für 
die Verlängerung der Konzefjion. 

In der 8. Denkſchrift (S. 79—84) werden „Die Amorti- 
fationsquofen in der Harriman-Konzeſſion“ 
unkerſuchk. Hier werden für die feſtgeſetzte lange Amorkiſations- 
dauer die gleichen Gründe wie für die Konzeſſionsdauer angeführt, 
dabei auch darauf hingewieſen, daß die geringen jährlichen Amorti- 
ſakionsquoken, die der Konzeſſionär in feine Rechnung einſtellen 
werde, ihre Rückwirkung in niedrigen Stromtarifen haben würden. 
Außerdem fei zu beachten, daß wegen der vorausſichtlichen langen 
Bauzeiken dem Konzeſſionär eine Kompenſation in einer ent- 
ſprechend verlängerten Amorkiſakionszeit gewährt werden müſſe. 

Die 9. Denkſchrift (S. 85—97) hat die vielumſtrittene Frage 
der Tarife zum Gegenſtand. Nach kurzem Hinweis auf die 
Stkrompreiſe im Ausland werden die in dem Projekt vorgeſehenen 
Marimaltarife mit den von dem Konzeſſionär in dem Gebiet der 
69 Kreiſe kakſächlich erhobenen Skrompreiſe verglichen. Daraus er- 
gibt ſich, daß die vorgeſehenen Maximalpreiſe nur in 6 Fällen 
höher fein follen, in den übrigen Fällen follen die kakſächlichen 
Skrompreiſe bis zu 61 % höher fein. Außerdem wird darauf þin- 
gewieſen, daß die Harriman-Preiſe auf Grund von Gonder-Ra- 
batten, die keilweiſe vertraglich geſichert werden, noch weiter er- 
niedrigt werden follen. Die dagegen erhobenen Argumente werden 
als ungrechtfertigt bezeichnet und — unter Berufung auf die be- 
ſonderen Befürworter der Konzeſſion (Prof. Sokolnicki-Lemberg, 
Prof. Skudniarski-Krakau) — wird darauf hingewieſen, daß ge- 
rade die kleinen Städte davon den größten Nutzen ziehen würden 
(mindeſtens 30 % Koſtenerſparnis gegenüber eigener Strom- 
erzeugung). 

Erörkert wird noch die Möglichkeit der Tarifänderung. Neben 
dem Hinweis auf die ſchiefe Darſtellung dieſer Frage durch die 
Kritik (angeblich Feſtſetzung der Tarife für die geſamte Geltungs- 
dauer der Konzeffion!) wird die Beſtimmung, daß Tarifreviſionen 
im Abſtand von fünf Jahren ab 1940 erfolgen können, vornehmlich 
mit der langen Baudauer der Anlagen, die vorausſichklich erft zu 
diefem Termin ferkiggeſtellt fein würden, verteidigt. 

Die 10. Denkſchrift behandelt die ebenfalls vielumſtritte Frage 
der „Abhängigmachung des Wirkſchaftslebens 
von dem Konzeſſionär“. Hier wird zunächſt feſtgeſtellt, 
daß dieſe Befürchtungen ſich auf falſchen Vorausſetzungen über 
den Bereich des Monopols aufbauken und daher unzutreffend 
feien. Die wichtigſten Gebiete feien bereits im Beſitz anderer 
Konzeſſionäre. Harriman habe zu ihnen keinen „unmittelbaren“ 
Zugang; wichtig ſei vor allem, daß keineswegs, wie behauptet 
worden fei, der aukomatiſche Übergang dieſer Konzeſſionen nach 
ihrem Erlöſchen an Harriman vereinbark ſei. Da Harriman das 
wirkſchaftlich am wenigſten entwickelte Gebiet erhalte, würde es 
ihm unmöglich ſein, den übrigen Konzeſſionären bzw. der Induſtrie 
gegenüber, zumal wegen ihrer geographiſchen Verkeilung und dem 
Fehlen des Monopols für die Energie-Sendung, eine Vormadt- 
ſtellung zu erringen. Auch wegen der möglichen Negierungsinter- 
vention werde Harriman nur „primus inter pares“ fein. 

Gegen die zu erwartende „Einkreiſung“ der beſtehenden Werke 
wird angeführt, daß deren Zukunftsausfichten nicht auf dem um- 
liegenden Gebiet lägen, ſondern in der Inkenſivierung ihrer Kon- 
zeſſionsgebieke, bei denen der Sättigungspunkt der Stromverſor— 
gung noch lange nicht erreicht ſei. 

Bei der Gefahr des Monopolrechks für das Wirkſchaftsleben 
wird gerade auf dieſe „ſtädtiſchen“ Werke hingewieſen, deren Ge— 
fahr eher größer als die von ſeiten Harrimans ſei. Wollte man 
Harriman aus ſolchen Gründen das Monopolrechk enkziehen, ſo 
wäre ein ſolches Verfahren auf jämtlihe größeren ftädtifchen bzw. 
Bezirks-Elekkrizitätswerke anzuwenden. 
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69 Kreiſe fei nur möglich mittels der Stromlieferung an die Kon- Antigua — wörtliche Überſetzung des polniſchen Terte. 
zeſſionäre der Enklaven. Da Harriman ſich der Verringerung des s 
Skrompreiſes bedienen würde, würde das nur gute Folgen haben. 
Würden ſolche Einwände betr. das engere Konzeffionsgebiet 
Harrimans erhoben, ſo ſei dazu zu bemerken: „die Geschicke der 
heutigen polnischen Industrie werden nicht so sehr von der 
Politik Harrimans, als gerade von der Politik der dortigen?) 
Konzessionäre abhängen, denn diese werden den Hauptteil der 
Industrie mit Strom versorgen“. Im übrigen würde eine un- 
günſtige Behandlung der Induſtrie im Monopolgebiek dieſe zur 
Abwanderung veranlaſſen, alſo dem Konzeſſionär infolge der Er- 
kragsminderung von Nachkeil fein, 

Zu den angeblichen Möglichkeiten einer Schädigung der polni- 
ſchen Wirkſchaftsentkwicklung durch: 1. willkürliche Regelung der 
Stromlieferung, 2. die Tarif- und 3. die Inveſtierungspolitik wird 
dann gejagt: zu 1. Schädigung der Abnehmer ſei gleichbedeukend 
mit Exiſtenzgefährdung des Unternehmens und daher höchſt un- 
wahrſcheinlich. Eine ſolche Gefahr könne auch durch genauere Ber- 
kragsſicherungen ausgeſchloſſen werden; zu 2. als Sicherung wirkte 
die vorgeſehene Verkragsreviſion, für die Großabnehmer außer- 
dem der Umſtand, daß für fie die Höhe des Skrompreiſes durch die 
Koſten der Eigenproduktion begrenzt würde. Eine unkerſchiedliche 
Behandlung einzelner Induſtriezweige bzw. einzelner Gebiete fei 
höchſt unwahrſcheinlich; zu 3. die Befürchtungen betr. Übergehung 
der polniſchen Induſtrie bei Materiallieferungen feien überkrieben; 
auch hier könnten Sonderſicherungen eingefügt werden. Wahr- 
ſcheinlich betr. die angeblichen Verbindungen Harrimans mit der 
AEG. wird noch verſicherk, „Harriman unterhalte mit keiner (elek- 
krokechniſchen) Fabrik eine Inkereſſenverbindung.“ 

Die 11. Denkſchrift (S. 113—126) erörtert: „Das künftige 
Unternehmen als „Vermiktler“.“ Die Bewirkſchaftung 
von Fremdͤſtrom durch Harriman fei von feinen Gegnern als 
„ſchädliche und überflüſſige Vermittlung” bezeichnet worden. Dem- 
gegenüber wird die Bedeutung der Wöglichkeit, Fremoͤſtrom zu 
verwenden, für die Durchführung des Projekts hervorgehoben, vor 
allem aber betont: Bei dem Bezug bzw. dem Abſatz von Fremd- 
ſtrom durch Harriman würde auf die beſtehenden Werke kein 
Zwang (formaler Natur!) ausgeübt werden. Die Vorkeile dieſes 
ſtets auf freiem Verkragsſchluß beruhenden Verfahrens würden 
nicht nur Harriman, ſondern auch ſeinen Kontrahenten zuguke 
kommen. 

Den Schluß bilden Ausführungen betr.: „Die gerichtliche 
Annullierung der Konzeſſion“ (S. 127—132). 


[,Memorjaly firmy W. A. Harriman & Co, Inc.“ 132 S., 
Warschau 1929. 75) 


5) In Lódź, Warſchau ufw. 
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Die Elekteſzitätswirtſchaſt der polniſchen 
Kohlenreviere. 

Das von dem polniſchen Minifterium für öffentliche Arbeiten 
herausgegebene Werk: „Die Elekkrifizierung Polens“ 
liegt nunmehr abgeſchloſſen vor. Allerdings ſind die vier Teile, die 
eine Fülle eingehender ſtakiſtiſcher Angaben enthalten, von febr 
ungleichem Wert, da während der langen Dauer der Veröffent- 
lichung (von 1921 ab) vieles durch die ſeitherige Entwicklung ge- 
ändert worden iff. 

Teil I (S. 1—84), der Galizien behandelt, erſchien 1921, 
ſo daß die Angaben nur noch ſehr bedingken Werk beſitzen; das 
Gleiche krifft, was die gebotenen Zahlenangaben betrifft, auch für 
Teil II (S. 85—144) über Poſen und Pommerellen zu, 
der — 1923 veröffenklicht — den Skand von 1921 bzw. 1922 
wiedergibt. Immerhin bieten die mit einer Reihe von Karken aus- 
gejfaftefen Darlegungen über Energiebedarf und Energiequellen 
dieſer Gebiete wertvolle Anhaltspunkte für eine Beurkeilung)). 
Teil III (S. 145—278) wurde 1925 veröffenklicht und behandelt 
die zentralen und öſtlichen Wojewodſchafken. 
Für ihn gilt das betr. Teil I und II Geſagte mit enkſprechenden 
Abwandlungen. 

Teil IV (S. 279—350), der das Werk beſchließt, wurde 1928 
herausgegeben und behandelt: „Die Kohlengebiete“. Ur- 
ſprünglich geplant war eine beſondere Darſtellung Oſt-Oberſchle⸗ 
ſiens, da die Verhälkniſſe der übrigen Kohlengebieke bereits in 
Teil I und III eingehend erörtert wurden. Späfer enkſchloß man 
fih zu Vergleichszwecken, wenigſtens die wichtigſten Angaben für 
dieſe Gebieke denen für Oſt-Oberſchleſien gegenüberzuſtellen. Die 
Darſtellung bezieht fih, was die Elekkrizikätswirkſchaft im befonde- 
ren betrifft, auf den Stand von 1925; die Angaben über die 
Energiequellen, alſo die Kohlenwirkſchaft, ſchließen das Jahr 1927 
ein. 

Nach einem Rückblick auf die Anfänge der Elekkrizitätzwirt- 
ſchaft in den Kohlenrevieren, vornehmlich der Wojewodſchaft 
Schleſien [ergänzt durch zwei Diagramme: 1. Entwicklung der 
Elektrizitätswirktſchaft 1893—1926; 2. Das Elekkrizikäkswerk Chor- 
3z6w (O. E. W. — Oberſchleſiſche Elektrizitätswerke) 1898—1927] 
wird auf Seite 285/86 der Energiebedarf der Kohlenreviere 
dargeſtellt. Er beträgt danach insgeſamk jährlich rund 2 746,9 Mil- 
lionen KWh (davon 2700,6 Millionen für Induſtriezwecke). Davon 
entfallen rund 2027,3 Millionen KWh auf Oberſchleſien; bei rund 
1400 KWh Durchſchnitt beträgt der oſt-oberſchleſiſche Bedarf rund 
1800 KWh gegenüber 950 für das Dabrowa- und 660 für das Kra- 
kauer Revier. 

Die Seiten 288—291 enthalten eine inhaltsreiche „Statiftik 
der Induſtriebetriebe der Wojewodfhaft Schleſien“ (mit Angabe 
der inſtallierken Energien); es folgt (auf Seite 294—296) eine 
ebenſo eingehende Darſtellung: „Der Jahresbedarf der Induſtrie an 
elekkriſcher Energie in Tauſend KWh“ (Oberſchleſien). Die Sta- 
tiftik wird ergänzt durch die folgende Tabelle: „Einzelheiten über 
den Bedarf an elekkriſcher Energie ſeikens der Induſtriebekriebe 
mit mechaniſchem Antrieb” (S. 297—304), welche ſpezifizierke An- 
gaben über die einzelnen Werke im Gebiet der Wojewodſchaft 
liefert. Die Darffellung des Energiebedarfs wird beſchloſſen durch 
zwei Tabellen über ſeine Verkeilung auf die einzelnen Kreiſe der 
Wojewodſchaft (S. 305). . 

In Abſchnikt II, der „Die gegenwärtige Produktion 
elekkriſcher Energie (1925)“ darſtellt, wird der Eindruck 


1) Nach einer Notiz des Krakauer „Iluſtrowany Kuryer 
Codzienny” (Nr. 320 vom 22. XI. 1929) hat am 19. November 1929 
im Winiſterium für öffenkliche Arbeiten eine vorbereitende Konfe- 
renz zwiſchen dem Leiter der Elekktrizitäls-Abteilung dieſes Mi- 
niſteriums und Verkrekern franzöſiſcher Kapikaliſtengruppen ftatt- 
gefunden. Dieſe legferen wollen fih an der von dem Elektrizitäts- 
werk in Groddek in Pommerellen eingereichten Projekt der Elek- 
krizitätsverſorgung für die Wojewodſchafkten Pommerellen und 
Poſen beteiligen. Die dem Glektrizitätswerk Groddek danach zu 
erteilende Konzeſſion würde auf den gleichen Grundſätzen auf- 
gebaut fein wie die Harriman-Konzeſſion. Zwei franzöſiſche und 
eine ſchwediſche Kapſtaliſtengruppe follen fih angeblich ſchon zum 
Eintritt in die geplanke Groddek-Konzeſſion bereit erklärt haben. 


Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


(Die Elektrizitätswirtſchaft.) 

der überragenden Stellung Oſt-Oberſchleſiens in der Energiewirt- 
ſchaft der Kohlengebiete noch verſtärkt. Hier wird u. a. angegeben, 
daß von der Gejamtproduktion an elekkriſcher Energie rund 80 % 
auf Oſt-Oberſchleſien entfallen (davon 1927 nicht weniger als 
24,3 % allein auf das Elektrizitätswerk in Chorzów, deffen Be- 
deutung „gewaltig gewachſen“ jei); hier find auch 74 % der Ge- 
ſamtenergie — vor allem in Großkraftwerken gegenüber der Jer- 
ſplitterung in kleine und kleinſte Werke in den anderen Re- 
vieren — inſtallierk (O. E. W. in Chorzów allein 81 000 KW gegen- 
über insgeſamt 563 000 KW ünſtallierker Energie der Kohlen- 
gebiete). 

Das iſt ein Teil der Ergebniſſe, die (auf S. 306—309) an Hand 
der Analyſe der beigefügten Tabellen u. a. geboten werden. Die 
Tabellen (auf S. 309—318) betreffen: eine Statiſtik der Elektrizi- 
kätswerke der Wojewodſchaft Schleſien mit mehr als 100 KW 
(1925), ferner die kechniſche Ausrüſtung und wirkſchaftliche Aus- 
nützung der einzelnen Werke, das Verhältnis der einzelnen Re- 
viere (insgeſamt 16 Tabellen). Die Ergebniſſe werden auf Seite 
819/20 graphiſch dargeſtellt. 

Es folgt Teil III über „Die nakürlichen Energie- 
quellen“ (S. 321—347). Nach einer „Geologiſchen Darſtellung 
des Kohlenreviers“ (S. 321—326), die auch das Verhälknis der 
polniſchen Reviere zu den Nachbargebieken berührt, werden die 
Steinkohlenvorräte unkerſuchk. Aus der eingehenden 
Darſtellung ſei mitgeteilt, daß die Geſamtvorräte Polens mit rund 
61,8 Millionen to (davon für Oſt-Oberſchleſien rund 44,9 Millionen 
auf Grund von Vorkriegsberechnungen) angegeben werden. Es 
folgt (S. 329) eine ſtakiſtiſche Überfiht der polniſchen Kohlen- 
produktion 1909—1927 (nach einzelnen Revieren getrennt), ergänzt 
durch graphiſche Darſtellungen für die Zeit von 1910 bis 1927 
(S. 330), ferner eine kurze Darſtellung der polniſchen Kohlenwirt- 
ſchaft in der Nachkriegszeit, das Verhältnis der einzelnen Reviere 
zu einander und das Verhälknis von Eigenverbrauch zum Export 
(für 1923—1927 graphiſche Darſtellungen auf S. 332). 

Später wird der Anteil der einzelnen Reviere an der Deckung 
des polniſchen Eigenbedarfs und des Exporks noch einmal berührt, 
Aus den beigefügten Tabellen (S. 331 und 344) geht hervor: 
Von der oſt-oberſchleſiſchen Kohlenproduktion wurden 34,57 % 
im Jahre 1927 (1926: 45,83) exportierk gegenüber 24,90 % (1926: 
31,96) für das Dabrowa und 0,29 % (16,48) für das Krakauer 
Revier; daraus wird gefolgert: „die oberschlesische Kohle ist 
unsere Exportkohle“. 

Beigefügt ſind dieſen Ausführungen eine ganze Reihe ſehr 
ausführlicher Statiſtiken: Polniſcher Kohlenverbrauch 1927, ge- 
trennt nach liefernden Revieren und verbrauchenden Wirlſchafts— 
zweigen (S. 333); Kohlenverkehr 1927, getrennt nach Sorten und 
Verwendungszwecken (S. 334); Durchſchnitkliche Jahresproduktion 
der einzelnen Gruben 1920—1925 (S. 334—338); Kohlenftaub- 
produktion der einzelnen Gruben mit Angabe der Güte (S. 339— 
344). Zum Schluß werden noch einige Angaben über die Ergiebig- 
keit der Arbeit in Oberſchleſien und den Lohnankeil an den Koſten 
im Vergleich zu anderen europäiſchen Kohlengebieken gemacht 
(S. 346/47). 

über Braunkohle werden nur kurze Angaben (auf Seite 
347) gemacht. 

Den Schluß bilden allgemeine Folgerungen für die 
Geſtaltung der Elektrizitätswirtihaft in dem polniſchen Kohlen- 
gebiet. 

Beigefügt ſind der Darſtellung zwei Karken: 1. „Geologiſche 
und Bergbaukarke“ des polniſchen Kohlenreviers, 2. „Elektrizitäts- 
karte des Poln. Kohlenreviers“ (1925), 


„ Elektryfikacia Polski“, Zeszyt IV: „Zagłębie Węglowe 
(Slaskie, Dabrowskie, Krakowskie). Warschau 1928. 


(72) 
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Fraktur — Beridt. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Zertes. 


Die polniſche Seefiſcherei. 


Aus einem Bericht der amklichen Wochenſchrift „Przemysl i 
Handel“ ſtellen wir über die Entwicklung der polniſchen Gee- 
fiſcherei in den Jahren 1925—1928 folgende Zahlen zuſammen: 


Zahl der Fiſcher 1925 1926 1927 1928 
in 26 Küſtenorken 1105 1201 1211 1228 
Fangergebniſſe (in dz) 14970 18122 17873 23 212 
"n (in 1000 Zloty) 1067 1796 2 651 3287 

Inventar 

Mokorkukter 81 82 86 108 
Segelboote 699 715 710 782 
Neße (in Stück) 21760 20 806 24 620 29 000 


Der Bericht ftellt mit Befriedigung feft, daß fih trog der Mög- 
lichkeit, anderem Erwerb nachzugehen (ev. in Gdingen!), die Zahl 
der Fiſcher ſich ziemlich unverändert erhalten habe. Über die Kre- 
ditfürſorge der polniſchen Regierung — zunächſt direkt, ſeit 1927 
durch Unterſtützung der „Polniſchen Seefiſcher-Vereinigung“ in 
Gdingen feitens der Polniſchen Landeswirkſchaftsbank, Bank 
Gospodarſtwa Krajowego — werden folgende Zahlen angeführt: 

in Zloty: 


1924 50 370 davon bar 30 802 
1925 49 251 „ „ 44 000 
1926 29 250 35 ·—ðà1V 
1927 31 700 direkt an einzelne Fiſcher 


durch die „Polniſche Seefiſcher-Vereinigung“ 
1927 190 000 zum Ankauf von Moforkuftern 


1927 48 000 für Reparakur von Booken 
1927 119 000 zum Kauf von Fanggeräken 
1927 149 000 für Reparatur von Häuſern. 


Hier erfcheint am augenfälligſten der gewaltige Aufſchwung der 
Kredittätigkeit im Jahre 1927. Über das Jahr 1928 liegen Zahlen 
noch nicht vor. Dabei ift zu beachten, daß durch diefe Krediktätig⸗ 
keit auch eminent politiſche Ziele verfolgt werden!). U. a. er- 
wähnk der Bericht, daß durch die obengenannte „Seefiſcher-Ver⸗ 
einigung“ die Fiſcher Gelegenheit haben, Netze und Geräte in 
Gdingen, ſtatt in Danzig, zu kaufen. Auch auf andere Weiſe ver- 
juht die polniſche Regierung die kaſchubiſchen Fiſcher zu gewin- 
nen. Sie unkerſtützt einzelne Gruppen oder Vereine bei der Er- 
werbung größerer Fiſchkulter, die mit ſtärkeren Motoren aus- 
geftattet find. Dieſe follen dann zu Floktillen zuſammengefaßt wer- 
den, und ihre Beſaßzungen follen durch beſondere Inſtrukkoren aus 
Dänemark für die Hochſeefiſcherei ausgebildet werden. 


[,Rybolöstwo Morskie“; in: „Przemysł i Handel“, 1929, 
Nr. 5, S. 219—221.] (74) 


1) Ferner wäre hinzuzufügen, daß die Kredite wohl ausſchließ⸗ 
lich zur Stärkung der „polniſchen“ Fiſcher (bzw. zur Poloniſierung 
der kaſchubiſchen Fiſcher) dienen, ähnlich wie in Hela eine Fiſcher⸗ 
ſiedlung für kaſchubiſche Fiſcher errichtet worden iſt. 


Fraktur Bericht. 
Ankiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Texkes. 
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Druck von W. F. Burau, Danzig. 


